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Dieses Buch ist Hans und Sophie Scholl gewidmet, die ihr


Leben ließen, als sie sich mit jugendlichem Tatendrang der


Hitler-Diktatur entgegensetzten.


Rund 80 Jahre später missbraucht die AfD bei einem


Neonazi-Aufmarsch in Chemnitz den Namen ihrer Widerstandsbewegung


„Weiße Rose“. Es ist schamloser Ausdruck eines beispiellosen


Rechtsrucks der Bundesrepublik Deutschland, der unser Land


in die Katastrophe führen wird, wenn wir ihm nicht rasch und


entschlossen entgegentreten.


Davon ist die deutsche Politik allerdings so weit entfernt, dass


die Entstehung eines „Vierten Reiches“ beinahe unaufhaltsam


erscheint.




Anonyme Autoren


In einer Zeit, in der Polizeicomputer genutzt werden, um Todeslisten mit Andersdenkenden zu erstellen, ist der Wunsch von Autoren nach Anonymität zu respektieren. Das gilt insbesondere, wenn sie, wie in diesem Buch, schonungslos die Wahrheit über eine der gefährlichsten Entwicklungen unserer Zeit schreiben.


Je mehr die staatlichen Institutionen von Extremisten unterwandert werden, desto weniger ist der Staat in der Lage, seine Bürger zu schützen. Daher stellt der Quellenschutz ein wichtiges Element der Presse- und Meinungsfreiheit dar, geschützt durch mehrere Urteile des Bundesverfassungsgerichts. Schließlich riskieren die „heimlichen Helden“, die die Wahrheit aufdecken, oftmals ihren guten Leumund, gelegentlich auch ihre Gesundheit und manchmal sogar ihr Leben.




Wer ist das Volk?


„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“ heißt es in Artikel 20, Absatz 2, Satz 1, des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Aber wer ist das Volk? Das Staatsvolk im Sinne des Grundgesetzes umfasst alle Menschen, die deutsche Staatsbürger sind, unabhängig von ihrer ethnischen Nationalität. Hingegen beruht das Selbstbestimmungsrecht der Völker als ein Grundrecht des Völkerrechts gemäß der Charta der Vereinten Nationen auf den ethnischen, kulturellen und gesellschaftlichen Merkmalen eines Volkes. Aus dieser Diskrepanz zwischen staatlicher und ethnischer Zugehörigkeit leitet sich einer der größten politischen Konflikte unserer Zeit her: Viele Menschen fühlen sich einem ethnisch-kulturellen Volk zugehörig und wehren sich gegen fremdländische Einflüsse aus anderen ethnischen Kulturen in ihrer eigenen Heimat. Diese Menschen verstehen das Volk im Sinne der 1659 erschienenen Schrift Gentis Felicitas des Philosophen Johann Amos Comenius. Die Schrift beginnt mit der Definition des Begriffes „Volk“ und leitet im zweiten Absatz aus dem individuellen Glücksstreben auch das Nationale her:




	Ein Volk […] ist eine Vielheit von Menschen, die aus gleichem Stamme entsprossen sind, an demselben Ort der Erde […] wohnen, gleiche Sprache sprechen und durch gleiche Bande gemeinsamer Liebe, Eintracht und Mühe um das öffentliche Wohl verbunden sind.


	Viele und verschiedene Völker gibt es […], sie sind alle […] in diesem Charakterzug gekennzeichnet: wie jeder Mensch sich selbst liebt, so jede Nation, sie will sich wohlbefinden, im wechselseitigen Wetteifer sich zum Glückszustand anfeuern.





Danach stellt Comenius 18 wohlbegründete Merkmale für „Volkswohlfahrt“ zusammen, darunter einheitliche Bevölkerung ohne Mischung mit Fremden, innere Eintracht, Regierung durch Herrscher aus dem eigenen Volk und Reinheit der Religion. Diese Merkmale der Comenius`schen Kennzeichnung scheinen für viele Menschen bis in die heutige Zeit zumindest teilweise ihre Gültigkeit im Wesentlichen beibehalten zu haben.


Bis heute gibt es keine weltweit einheitliche und allgemein anerkannte Definition von Volk. Was unter einem Volk zu verstehen ist, wird immer in einem konkreten historischen, politischen und kulturellen Umfeld zu bewerten sein. Und damit sind wir mitten im Thema dieses Buches.




VORWORT


Menschenwürde, Freiheit, Gleichheit, Kinderschutz, Privatsphäre, Wehrpflicht, Staatsangehörigkeit, Asylrecht – das sind die Themen der ersten 19 Artikel des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Dann kommt Artikel 20, Absatz 2: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ Über die Frage „Wer ist das Volk?“ ist in den letzten Jahren eine der schärfsten politischen und gesellschaftlichen Diskussionen seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland entbrannt. Eine wachsende Zahl von Menschen verliert das Vertrauen in die Institutionen, die eben dieses Volks repräsentieren sollen. Sie wollen ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen. Das könnte eine positive Entwicklung sein, würde sie nicht von einem zunehmenden Nationalstolz getragen, der Deutschland und letztlich die halbe Welt schon einmal in die Katastrophe geführt hat. Die eine Hälfte, die sich demokratisch nennt, sieht diesen Rechtsruck mit größter Sorge vor ähnlich katastrophalen Folgen. Die andere Hälfte befürchtet, dass gerade die bisherige Politik zum Fiasko führt, und sieht es geradezu als Bürgerpflicht an, das Ruder noch rechtzeitig herum zu reißen. Dadurch ist ein tiefer Riss in unserer Gesellschaft entstanden, weil beide Seiten für sich in Anspruch nehmen, zu kämpfen, um ein Armageddon zu verhindern. Die Spaltung geht weit über die politische Bühne hinaus quer durch Firmen, Vereine, Freundschaften und Familien bis hinein in die Schulen.


Vor diesem Hintergrund will dieses Buch vor allem eines: erklären, wie es zum Wiedererstarken des Nationalismus in Deutschland kommt. Es will nicht entschuldigen, es will nicht anklagen, es will nicht in Schutz nehmen. Der eine oder andere Leser wird eine vermeintliche Stellungnahme für oder gegen eine bestimmte Person, eine bestimmte Partei oder gegen seine eigene Meinung entdecken. Das ist gut so.


Das vordringliche Ziel dieses Buches liegt darin, die Zusammenhänge zu erklären, die zu einem Rechtsruck in Deutschland führen. Darüber hinaus wollen die Autoren möglichst viele Leser wachrütteln. Es wird deutlich gemacht, wie und warum das sich ausbreitende nationale Gedankengut zu einem neuen Deutschland führen wird, das für die meisten von uns zu gravierenden Einschnitten im täglichen Leben führen wird.


Wir hören den Widerspruch schon: In Frankreich, in den USA, ja beinahe überall auf der Welt ist ein gesunder Nationalstolz, ein patriotisches Bekenntnis zur eigenen Heimat und zum eigenen Staat erlaubt, erwünscht, und eine Selbstverständlichkeit. Wie kann die deutsche Politik im Angesicht von „America first“ anscheinend dem Grundsatz „Germany last“ folgen? Genau darum geht es aber in diesem Buch nicht.


Vielmehr geht es darum, die Grundwerte des Humanismus in Deutschland zu erhalten. Europa hat eine dunkle Vergangenheit – und damit meinen wir nicht die schrecklichen Jahre der beiden Weltkriege – sondern das finstere Mittelalter.


Erst im 19. Jahrhundert entwickelte sich ein Gesellschaftsideal, das für jeden einzelnen Menschen die bestmögliche Entfaltung seiner Persönlichkeit gewährleisten soll, solange es dabei andere Menschen nicht einschränkt. Es handelt sich dabei um ein Ideal, das natürlich in seiner Reinheit unerreichbar bleibt. Aber wir sind fest davon überzeugt, dass es richtig ist, dieses Ideal anzustreben, sich für dieses Ideal einzusetzen und konsequenterweise gegen alle Strömungen zu stellen, die diesem Ideal entgegentreten.


Deutschland ist ein säkularer Staat. Unser Grundgesetz bildet die Basis unserer Gesellschaft und keine religiöse Lehre; weder das Christentum noch der Islam. Deutschland ist ein Land des freien Denkens und der Meinungsfreiheit. Wir wollen kein Gesinnungs-Deutschland, in dem freies Denken nur in die eine oder in die andere Richtung erlaubt ist.


Diese Freiheit bedeutet aber nicht, andere gewähren zu lassen, die den Humanismus in unserer Gesellschaft angreifen und zerstören wollen. Ganz im Gegenteil: Wir haben Angst, dass dieses große Ideal des Humanismus in der Tagespolitik sowie im demokratischen Wettstreit der Parteien verloren geht. Und vor allem, dass der Wille auf der Strecke bleibt, sich hierfür einzusetzen und die zerstörerischen Kräfte abzuwehren.


Es muss möglich sein, dass in Deutschland weder ein islamischer Staat noch ein „Viertes Reich“ entsteht. Wir dürfen uns nicht von jenen instrumentalisieren lassen – gleich, von welcher Seite – die Hass sähen, um durch die Spaltung der Gesellschaft Macht über uns zu erlangen. Das gilt auch für alle Medien, denen dabei eine Schlüsselrolle zufällt. Es ist natürlich richtig, dass die Medien als unabhängige Beobachter und Mahner mit dem Finger auf sämtliche Entwicklungen zeigen, die fragwürdig erscheinen. Aber es ist ebenso wichtig, dass sie erkennen, wenn sie dabei manipuliert werden. Sie dürfen sich nicht zu willfährigen Handlagern derjenigen degradieren lassen, die Hass schüren und unsere Gesellschaft spalten wollen. Vielmehr gehört es zur Kernkompetenz des Journalismus, mit einem eigenen intellektuellen Potenzial zu erkennen, wann Missbrauch stattfindet und sich dagegen zu wehren.


Bedenken wir: Der Großteil der Bevölkerung gehört nicht zu den Akteuren politischer Entwicklungen, sondern sitzt auf der Zuschauerbank, bestenfalls oder je nach Blickwinkel schlimmstenfalls Beifall klatschend. Dies ist mit einer Verantwortung verbunden, die wohl noch nie so groß war, wie heute. Auch in diesem Sinne versteht sich das vorliegende Werk als „Verantwortungsmacher“, als eine Schrift, die Verantwortung anmahnen und übernehmen will.


Die Autoren




KAPITEL 1 – DIE WEISSE ROSE


Im Frühjahr 1942 beschließen führende Nationalsozialisten die systematische Ermordung der Juden. Ungefähr zur gleichen Zeit schreiben die beiden Medizinstudenten Hans Scholl und Alexander Schmorell vier Flugblätter gegen „Hitler und seine Genossen“.


Sie verschicken etwa 100 Exemplare per Post an – wie sie glauben – Menschen mit Einfluss im Raum München. Das erste Flugblatt trägt die Überschrift „Flugblatt der Weißen Rose“ und beginnt mit den beiden Sätzen: „Nichts ist eines Kulturvolkes unwürdiger als sich ohne Widerstand von einer verantwortungslosen und dunklen Trieben ergebenen Herrscherclique regieren zu lassen. Ist es nicht so, dass sich jeder ehrliche Deutsche heute seiner Regierung schämt, und wer von uns ahnt das Ausmaß der Schmach, die über uns und unsere Kinder kommen wird, wenn einst der Schleier von unseren Augen gefallen ist und die grauenvollsten und jegliches Maß unendlich überschreitenden Verbrechen ans Tageslicht treten?“


Das Flugblatt endet mit dem Satz: „Wir schweigen nicht, wir sind Euer böses Gewissen; die Weiße Rose lässt Euch keine Ruhe!“


Die Gestapo beginnt mit der Suche nach den Aufrührern, wird ihrer aber nicht habhaft. Mehr als ein halbes Jahr später, im Januar 1943, folgt das fünfte Flugblatt mit dem Titel: „Aufruf an alle Deutsche!“, das mit einer Auflage von bis zu 9.000 Exemplaren in vielen deutschen Städten verteilt wird. Darin wird die Bevölkerung aufgerufen, sich vom „nationalsozialistischen Untermenschentum“ abzuwenden. Die Verfasser werben für ein neues, föderalistisches Deutschland in einem vereinten Europa nach dem Krieg. Eine Vision, die erst Jahre später in Form der Bundesrepublik Deutschland und noch später mit der Europäischen Union Realität wird.


Dann kommt der verhängnisvolle Morgen des 18. Februar 1943. Das Oberkommando der Wehrmacht hatte die Niederlage von Stalingrad im Großdeutschen Rundfunk eingestanden. An diesem Tag betreten Hans und Sophie Scholl die Münchener Ludwig-Maximilians-Universität und legen in den Hörsälen mehrere Hundert Exemplare des sechsten Flugblatts aus.


Darin heißt es: „Kommilitoninnen! Kommilitonen! Erschüttert steht unser Volk vor dem Untergang der Männer von Stalingrad. Dreihundertdreißigtausend deutsche Männer hat die geniale Strategie des Weltkriegsgefreiten sinn- und verantwortungslos in Tod und Verderben gehetzt. Führer, wir danken dir!“. Der Hausmeister der Universität beobachtet die Geschwister, als sie einen Stapel der Flugblätter in den Lichthof der Eingangshalle werfen und denunziert die beiden.


Tod durch Enthauptung


Vier Tage später verurteilt der Volksgerichtshof die Angeklagten Hans und Sophie Scholl sowie ihren Kommilitonen Christoph Probst, dessen Entwurf für ein siebtes Flugblatt in Hans Scholls Tasche lag, zum Tod durch Enthauptung. Innerhalb von nur vier Stunden werden die Hinrichtungen vollstreckt.


Sophie Scholl schreibt kurz zuvor noch in ihrer Zelle folgende Sätze: „So ein herrlicher Tag und ich soll gehen. Aber was liegt an unserem Leben, wenn wir es damit schaffen, Tausende von Menschen aufzurütteln und wachzurütteln.“ Der Henker Johann Reichart, der unter den Nationalsozialisten beinahe 3.000 Hinrichtungen durchführt, wird später sagen, er habe nie jemanden so sterben sehen wie Sophie Scholl. Die Medizinstudentin Traute Lafrenz, eine frühere Geliebte von Hans Scholl, notiert am selben Abend in ihrem Tagebuch: „Leichen abgekauft zum zu Beerdigen.“ Sie befürchtet, dass die beiden andernfalls ohne Beerdigung „entsorgt“ werden.


Die Beerdigung der beiden Geschwister im Perlacher Forst, Grabnummer 73-1-18, wird von der Gestapo streng bewacht. Die beiden Särge werden übereinander in die Erde geworfen. Die Mutter sagt später dazu: „Jetzt soll sich Sophie auf Hans ausruhen.“


Wenige Tage danach, am 24. Februar 1943, ruft der Gaustudentenführer der Münchener Universität zu einer „Treuebekundung“ für Hitler auf, beschimpft dabei unter dem beifälligen Getrampel von Hunderten von Studenten die Hingerichteten als „ehrlose und niederträchtige Gesellen“. Die Studenten entbieten den Hitlergruß zu Ehren des Hausmeisters, der die beiden Scholl-Geschwister verraten hatte.


Am 13. Juli 1943 wird auch Alexander Schmorell und am 12. Oktober der Kommilitone Willi Graf, der gemeinsam mit Hans Scholl an Gebäude in der bayerischen Hauptstadt Parolen wie „Massenmörder Hitler“ und „Nieder mit Hitler!“ geschrieben hatte, hingerichtet. Als einzigem Mitglied der „Weißen Rose“ gelingt es Traute Lafrenz, den Schergen der Hitlerdiktatur zu entkommen. Sie übersiedelt nach dem Zweiten Weltkrieg in die USA und lebt heute 99-jährig auf Yonges Island in South Carolina. In einem Interview im September 2018 sagt sie über das heutige Deutschland: „Die Art, in der jetzt über Flüchtlinge geredet wird wie über Kriminelle oder Vieh, da werde ich hellhörig. Ich weiß auch, was Politiker im Bundestag nun wieder sagen. „Lügenpresse“, „Volksverräter“, „Stolz auf die Wehrmacht“? Diese Leute wissen ja gar nicht, wovon sie reden, aber sie benutzen die gleichen Tricks. So fängt es an.“


Die beinahe 100-Jährige drückt aus, was viele Menschen heute denken. Damit sind nicht die angeblich „besorgten Bürger“ der AfD gemeint, sondern die besorgten Bürger der Demokratie.




KAPITEL 2 – DEUTSCHLAND BRENNT


26. August 2018. Deutschland brennt! Ganz Deutschland? Nein, nur eine Stadt: Chemnitz. Doch die dramatischen Umstände, die im Sommer 2018 zum Inferno in dieser Stadt führen, stehen symptomatisch für das Wiedererstarken des Nationalismus‘ in Deutschland. Eine Menschenmenge, die ihre Arme zum Hitlergruß erhebt, nicht 1938, sondern 2018, in einer deutschen Stadt. Wie kann es soweit kommen? Und vor allem: Wohin wird es Deutschland führen?


Das Debakel von Chemnitz


Am 26. August 2018 wird der 35-jährige Deutschkubaner Daniel H. gegen drei Uhr nachts in Chemnitz erstochen. Kurz darauf werden der Iraker Yousif A. und der Syrer Alaa S. verdächtigt, die Tat begangen zu haben. Nur wenige Stunden später marschieren rund 800 Demonstranten durch die Stadt.


Es kommt zu Rangeleien mit der Polizei und Drohungen gegenüber Menschen, die von der aufgebrachten Menge für Flüchtlinge gehalten wird. Einen Abend später versammeln sich etwa 6.000 Rechte und Sympathisanten in der Stadt, um für Rechts zu demonstrieren. Einige zeigen öffentlich den Hitlergruß und rufen: „Wir kriegen euch alle“, um ihre Gesinnung für jedermann deutlich zu machen. Neonazis, Hooligans, sogenannte besorgte Bürger und AfD-Anhänger vereinen sich in Chemnitz zu einem Mob, der für ein neues, unmenschliches Deutschland steht. Dieses Deutschland ist nationalistisch, monoethisch, autoritär und antiliberal. Es ist ein Deutschland, in dem Migranten durch die Städte gehetzt und Asylbewohnerheime angezündet werden. Ein Land, in dem die Menschlichkeit sämtliche Bedeutung verliert.


Was ist passiert? Chemnitz will im August 2018 seinen 875. Stadtgeburtstag begehen. Sechs Bühnen, mehr als 200 Buden, ein Riesenrad und bunte Lichtkegel rund um das Rathaus warten auf rund 250.000 Besucher. Auch der gelernte Tischler Daniel H., Sohn eines Kubaners und einer Deutschen, ist auf dem Festplatz mit Freunden unterwegs. Er ist in Chemnitz aufgewachsen, gilt als weltoffene und hilfsbereite Person und hat seit zwei Jahren einen festen Arbeitsplatz bei der Gebäudereinigung „Hausgeister“. Gegen drei Uhr nachts geht Daniel H., der aufgrund der väterlichen Abstammung eine dunkle Hautfarbe besitzt, mit seinen Freunden auf der Brückenstraße, vermutlich zu einem Geldautomaten. Dort kommt es zum Streit mit Yousif A. und Alaa S. Plötzlich sticht der 22-jährige Yousif A. auf Daniel H. ein, der kurz darauf im Krankenhaus seinen Verletzungen erliegt.


Wenn bald darauf ein „Wutausbruch des Volkes“ den Mob auf die Straßen bringt, dann hängt das sicherlich damit zusammen, dass – wieder einmal – Flüchtlinge diese Tat begangen haben, ein Iraker und ein Syrer. Der mutmaßliche Haupttäter Yousif A. lebt in einer Flüchtlings-WG in Annaberg-Buchholz mit einem Syrer, einem Iraker und einem Iraner zusammen. Allerdings hält er sich dort nur selten auf, denn die meiste Zeit wohnt er bei einem Freund in Chemnitz.


Nach Deutschland kommt er als Flüchtling Ende Oktober 2015, wie so viele Menschen, über die Balkanroute. Ursprünglich wollen die deutschen Behörden den 22-jährigen Iraker nach Bulgarien abschieben, weil er dort wohl schon Asyl beantragt hatte. Dazu kommt es jedoch nicht, aus Gründen, die bis heute ungeklärt sind. Umso rascher wird Yousif A. hierzulande auffällig. Schon wenige Monate nachdem er deutschen Boden betritt, gerät er in den Fokus der Justiz und wird anschließend immer wieder strafrechtlich auffällig. Im Februar 2016 rennt er nachts um halb vier volltrunken vor einen Schneepflug und vor andere Fahrzeuge, um sich umzubringen, wie die Staatsanwaltschaft vermutet. Bei einem anderen Vorfall sprüht er zwei Flüchtlingen im Asylbewerberheim in Annaberg-Buchholz Pfefferspray ins Gesicht. Zu dem Zeitpunkt, als er Daniel H. in Chemnitz das Leben nimmt, ist Yousif A. längst wegen Körperverletzung und anderer Delikte vorbestraft.


Nachdem es nicht zur Abschiebung nach Bulgarien kommt, wird Deutschland nach Ablauf einer Frist ab Herbst 2016 für ihn zuständig. Im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) wird er zweimal einer Befragung unterzogen, das letzte Mal wenige Wochen vor der Tat in Chemnitz. Da sind seit seiner Einreise immerhin schon drei Jahre vergangen. Verdächtigt kommt Yousif A. den Behörden schon lange vor, weil er zwei Personalausweise vorlegt, beides laut Bamf „Totalfälschungen“. Zudem erzählt er eine wenig glaubhafte Geschichte: Er musste aus der nordirakischen Provinz Ninive fliehen, weil er dort in ein Mädchen verliebt gewesen war und ihn dessen Vater und Onkel deshalb bedroht hätten. Er macht eine „Würdeangelegenheit“ als Asylgrund geltend. Am 29. August 2018 lehnt die Behörde den Asylantrag des jungen Irakers ab – drei Tage später tötet er Daniel H. mit einem Messer in Chemnitz.


Der mutmaßliche Mittäter Alaa S. ist erst zwei Wochen zuvor aus dem Nordirak zurückgekommen. Allem Anschein nach hat er dort seine Eltern besucht. Sein Vater engagiert sich für eine pro-kurdische Partei. Der Besitzer des Chemnitzer Friseursalons Zana, Mohamed Yousif, der sich wohl um ihn kümmert, weil beide aus derselben Stadt in Syrien kommen, sagt, Alaa S. sei zurückgekommen, weil er in Deutschland eine Zukunft für sich sah.


Die Nachricht über die tödliche Tat verbreitet sich rasch. „35-Jähriger stirbt nach Messerstecherei in der City“ titelt das Onlineportal tag24.de kaum fünf Stunden danach. Rasch kommen Gerüchte hinzu, vor allem die Geschichte, Daniel H. habe eine Frau vor sexueller Belästigung schützen wollen. Polizeiliche Hinweise darauf gibt es keine, aber das hindert das Gerücht nicht daran, sich weiter zu verbreiten.


Noch vor der ersten offiziellen Mitteilung der Polizei ruft die Hooligan-Gruppe „New Society 2004“ auf Facebook zum Protestmarsch auf, nach dem Motto: „Unsere Stadt – unsere Regeln“. Treffpunkt ist 16:30 Uhr vor dem Nischel, so nennen die Chemnitzer ihr Karl-Marx-Denkmal. Die Parole ist auch schon klar: „Lasst uns zusammen zeigen, wer in der Stadt das Sagen hat!“.


Da schwant den Organisatoren des Stadtfestes schon Arges, sie brechen das Fest am Sonntagnachmittag ab.


Zu diesem Zeitpunkt haben sich bereits rund 800 Menschen nur wenige Meter vom Tatort entfernt versammelt. Sie marschieren und einige skandieren: „Wir sind das Volk“. Amateurvideos zeigen einen marodierenden Mob, der Flaschen wirft und Menschen bedroht. Die Polizei ist hilflos und fordert Verstärkung aus Dresden und Leipzig an.


Am nächsten Abend geht es weiter. Die rechte Vereinigung „Pro Chemnitz“ sieht ihre Chance gekommen und ruft zum Protest auf. Aus den 800 Menschen vom Vortag sind mittlerweile rund 6.000 geworden, die sich dem Aufruf anschließen und gegen Ausländer auf die Straße gehen. Es kommt zur Gegendemonstration „Chemnitz Nazifrei“, zu der sich etwa 1.500 Menschen einfinden. Eine Polizeikette mit 591 Einsatzkräften stellt sich zwischen die beiden Fronten, um sie auseinanderzuhalten. Einige Teilnehmer sind vermummt, andere recken die Arme zum Hitlergruß. Böller, Pflastersteine und Rauchgranaten fliegen. Die Polizei lässt den Pöbel gewähren, der immerhin einige hundert Meter durch die Stadt marschiert. Die Exekutive traut sich scheinbar nicht, die unangemeldete Demonstration aufzulösen, obwohl sie dazu verpflichtet gewesen wäre. Vermutlich aus Angst, dadurch eine nicht mehr beherrschbare Welle der Gewalt loszutreten. Stattdessen fordert die Polizei Migranten auf, nach Hause zu gehen.


Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer bezeichnet den Einsatz seiner Polizei knapp eine Woche später in der Talkshow von Anne Will als „kritisch“. Immerhin standen 591 Einsatzkräfte gegen rund 7.500 Empörungskräfte. „Die Polizisten haben diese Situation heldenhaft gemeistert“, gibt Kretschmer im Staatsfunk zu Protokoll. Auf die Frage von Moderatorin Anne Will, warum er „keine zusätzlichen Einsatzkräfte herbei geordert“ habe, bleibt er allerdings die Antwort schuldig und flüchtet sich in Allgemeinplätze: „Sie reden von Dingen, die Sie gar nicht kennen“ und fordert: „Wir sollten die Sache an dieser Stelle stehen lassen“.


Tatsächlich stehen sowohl am Montag als auch am Sonntag Verstärkung durch mehrere Hundertschaften der Bundespolizei parat. Durch eine verwaltungsinterne Panne werden sie jedoch schlichtweg nicht angefordert.


Ein Haftbefehl wird öffentlich


Pannen passieren, aber der Vorfall am 28. August 2018, ist einzigartig in der Rechtsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland: Ein Haftbefehl wird öffentlich.


An diesem Dienstabend stellen ein AfD-Kreisverband, der Pegida-Mitbegründer Lutz Bachmann und die Rechtsbewegung „Pro Chemnitz“ den Haftbefehl gegen den mutmaßlichen Täter Yousif A. auf der Facebook-Seite von „Pro Chemnitz“ online.


Wie kann das geschehen? Ein Mitarbeiter der JVA Dresden fotografiert den Haftbefehl und reicht ihn weiter. Ein menschliches Fehlverhalten, das zur Suspendierung führt. Bemerkenswerter ist das Handeln des AfD-Politikers Ronald Gläser, Vorsitzender des Datenschutzausschusses (!) im Abgeordnetenhaus von Berlin, der die erste Seite des Haftbefehls mit dem vollständigen Namen und dem Geburtsdatum des Verdächtigen via Twitter im Netz verteilt.


Er habe nicht gewusst, dass das Verbreiten eines Haftbefehls eine Straftat darstellt, redet sich Glaser heraus. Die Staatsanwaltschaft Dresden bestätigt kurze Zeit später die Echtheit des Dokuments. Es ist allerdings nicht den Staatsorganen zu verdanken, dass der Haftbefehl nur für etwa drei Stunden öffentlich sichtbar ist, sondern den Aufpassern von Facebook, die eine Löschung veranlassen. Gegen 23 Uhr schreibt der Administrator der Seite in einem Post: „Es kann nicht sein, was nicht sein darf. Die Veröffentlichung des Haftbefehls verstößt angeblich gegen Facebook-Richtlinien und wurde von der „Internet-Polizei“ gelöscht.“


Am 1. September 2018 setzt sich der Reigen der rechten Aufmärsche in Chemnitz fort. Dieses Mal ziehen rund 11.000 Anhänger der rechten Szene durch die Straßen. Es ist zugleich der Tag des „Coming out“ für die AfD. Gemeinsam mit den Bündnissen Pegida und „Pro Chemnitz“ hat sie zu der Demonstration aufgerufen. Öffentlich marschieren die AfD-Granden in Chemnitz Seite an Seite mit den Neonazis. Erstmals macht die AfD für jedermann deutlich, dass sie keine bürgerliche Partei unseres demokratischen Parteienspektrums ist, sondern ein „Viertes Reich“ anstrebt.


Um an die Macht zu gelangen, braucht sie allerdings bürgerliche Wähler, und die laufen ihr zuhauf zu. Dazu hat die AfD über Jahre hinweg eine bürgerliche Fassade aufgebaut und aufrechterhalten. Ihre Strategie bleibt dabei stets die Gleiche: Sie polarisiert permanent und verbreitet ihr Weltbild in Gut (alle deutschen Bürger) und Böse (alle anderen Menschen). Nach jeder entlarvenden Provokation wird kurzerhand zurückgerudert, gefolgt von einer „Erklärung“, dass es sich um ein Missverständnis gehandelt habe. Diese Strategie geht indes auf, denn die AfD schafft es damit sogar in den Bundestag.


Hingegen ist der 1. September 2018 an Eindeutigkeit nicht zu überbieten. An diesem Samstagabend marschieren die AfD-Landesvorsitzenden von Sachsen, Jörg Urban, von Brandenburg, Andreas Kalbitz, von Sachsen-Anhalt, Martin Reichardt, und der Thüringer Landesvorsitzende Björn Höcke, gemeinsam mit der fremdenfeindlichen Initiative „Pro Chemnitz“ und dem Pöbelpack der Pegida durch die Chemnitzer Innenstadt. Die Demonstration für Rechts wird als „Trauermarsch“ für den 35-jährigen Daniel H. deklariert, der am Sonntag zuvor ums Leben kam. In Wirklichkeit handelt es sich dabei um ein Fanal für das „Vierte Reich“.


Dabei zeigt die AfD wieder einmal ihre Geschicklichkeit im Umgang mit der Geschichtsfälschung. Auf dem „Trauermarsch“ schmücken sich die Rechten mit einer weißen Rose im Knopfloch, dem Symbol des Widerstandes der Anständigen gegen ein übermächtiges und unmenschliches Regime. Die Marschierer wollen signalisieren, dass sie die Anständigen, die Widerständler, die Freiheitskämpfer sind.


Tatsächlich handelt es sich bei der „Weißen Rose“ um die bereits beschriebene studentische Widerstandsgruppe. Damals stellten sich Hans und Sophie Scholl gegen die Diktatur des Nationalsozialismus, also genau gegen jenes Gedankengut, wofür das rechte Bündnis am 1. September 2018 durch die Straßen zieht.


Perfider kann man Geschichte kaum fälschen, als ein Symbol kapern und missbrauchen. AfD und Co können zu Recht darauf vertrauen, dass die meisten ihrer Anhänger diese Zusammenhänge sowieso nicht kennen. Dass es dabei eher ruhig bleibt, weil die Staatsmacht mit über 2.000 Polizisten deutlich besser vorbereitet ist als eine Woche zuvor, kommt der AfD sogar noch zugute, weil sie den Aufmarsch dadurch als „friedliche Demonstration rechtschaffener Bürger“ darstellen kann.


Die Gegenkundgebung „Herz statt Hetze“, zu der SPD, Grüne und Linksparteien sowie mehrere Vereine und Gewerkschaften aufrufen, gerät vor allem zum Treffpunkt der etablierten Empörungspolitiker, die sich in gut gemeinten Reden gegen Hass, Hetze und Gewalt vereinen. Plakate wie „Kein Platz für Nazis“, „Gebt Sachsen nicht auf“ und „Hass ist krass, Liebe ist krasser“ zeigen die Einigkeit der Teilnehmer, das Feld nicht den Rechten zu überlassen.


Die Kanzlerin duckt sich


Bundeskanzlerin Angela Merkel duckt sich nach den Ereignissen in Chemnitz zunächst eher weg. Beim RTL-Sommerinterview Anfang September 2018 sagt sie: „Wir haben schon viel geleistet im Zusammenhang mit der Aufnahme von Flüchtlingen, aber auch der Frage, wie ordnen wir das vernünftig. Diese Aufgabe muss einfach bewältigt werden. Ich finde, wir sollten den Weg weitergehen, den wir eingeschlagen haben, wo wir noch nicht am Ende sind, aber Schritt für Schritt die Probleme lösen.“ Das ist ein klares Bekenntnis zum „weiter so“ und gleichzeitig eine eher kindliche Reaktion: Kinder halten sich die Augen zu, um etwas nicht zu sehen – und schon ist es weg.


Nach wochenlangem Warten drückt Bundesinnenminister Horst Seehofer im Anschluss an Chemnitz immerhin seine Besorgnis aus: „Die Vorgänge sind unschön. Wir haben es mit Rechtsradikalen zu tun. Wir haben es mit antisemitischen Vorfällen zu tun und haben es aber auch mit einem Fall eines Gewaltverbrechens zu tun“, sagt der Minister Mitte September 2018 in Berlin. Und weiter: „Wir müssen alle drei Dinge bekämpfen, analysieren und auch mit Konsequenzen versehen, soweit es um das Verbrechen geht“.


Aha – das Verbrechen, der Mord an Daniel H. in Chemnitz, soll Konsequenzen nach sich ziehen ... und die anderen „zwei Dinge“?


Immerhin räumt der Bundesinnenminister Mitte September 2018 bei einem Interview mit der Deutschen Presse-Agentur über die AfD ein: „Die sind auf der Welle, auf der sie schwimmen, einfach übermütig geworden und haben dadurch die Maske fallen lassen. So ist es auch leichter möglich, sie zu stellen, als wenn sie den Biedermann spielt. Da können sie tausend Mal sagen, sie sind Demokraten.“ Damit identifiziert Horst Seehofer die AfD als Gegner des Staates. Konsequenzen sind allerdings nicht absehbar.


Für Seehofers Nachfolger im Amt des Bayerischen Ministerpräsidenten, Markus Söder, steht nach Chemnitz vor allem das Abschneiden der CSU bei den Landtagswahlen in Bayern am 14. Oktober 2018 im Mittelpunkt der Überlegungen.


Der CSU droht der Verlust der absoluten Mehrheit; dass es zu einem katastrophalen Absturz auf 37,2 Prozent kommen wird, lässt sich im Vorfeld nur erahnen. Jedenfalls unternimmt Söder angesichts der Ungewissheit den Versuch, die AfD so weit in die rechtsradikale Ecke zu rücken, dass sie selbst für erzkonservative CSU-Anhänger nicht mehr wählbar ist.


So diktiert Markus Söder Mitte September 2018 der Bild-Zeitung folgende Aussage in die Feder: „Chemnitz ist für mich ein Einschnitt, weil deutlich wurde, dass die AfD nicht einfach ein Sammelbecken für Protest ist, sondern Seit an Seit mit NPD, Pegida und Hooligans marschiert.“


Wenn die AfD in Bayern zudem noch freien Waffenbesitz fordere, sei dies ein Angriff auf das Gewaltmonopol des Staates. Söder: „Wir erleben eine neue AfD in Deutschland.“


Der Flügel um den Thüringer Partei- und Fraktionschef Björn Höcke beginne die Partei zu übernehmen, analysiert Söder und impliziert damit, dass Höcke zuvor eher eine Randfigur gewesen sei. Auch zur Beobachtung durch den Verfassungsschutz hat der Bayerische Ministerpräsident eine klare Meinung: „Deshalb wird unser Verfassungsschutz in Bayern bei einzelnen Personen der AfD und deren Verbindung zu Pegida und NPD noch genauer hinschauen“, verkündet er. Augenscheinlich hatte man zuvor eher weggesehen.


Vom Musterfall zum Problemfall


Seine Parteitagsrede am 15. September 2018 beginnt Bayerns Ministerpräsident Markus Söder mit folgenden Worten: „Mögen sich doch alle anderen aggressiv im Klein-Klein verhaken, wir bleiben Volkspartei.“


Am Ende seiner eineinviertelstündigen kämpferischen Rede muss er allerdings bekennen: „Was, wenn das so bleibt mit den Umfragen. ... Sieben Parteien im Landtag, von links bis rechts außen. ... Bayern war einst ein Musterfall der Demokratie ... Aber wenn das so kommt, wird Bayern zum Problemfall der Demokratie.“


Damit hat Söder einerseits recht, andererseits irrt er: Der Problemfall ist nicht auf Bayern begrenzt, es geht um die Demokratie in ganz Deutschland.


Eine Vision zeigt der Bayern-Chef an diesem Sonntag und auch später nicht auf. Die Kritiker müssten anerkennen, dass man unterm Strich vieles richtig gemacht habe. Das klingt trotzig, eine Vision für die Zukunft der Demokratie ist nicht zu erkennen. Mit dem Spruch „Keine Kurswechsel, Kurs halten“ knüpft er an die Weiter-so-Politik Angela Merkels an. Es scheint keine Alternative zu geben, obgleich gerade die Alternative für Deutschland auch für Söders CSU die größte Herausforderung darstellt.


Das Thema Asyl ist nach seiner Lesart „ganz einfach“: Wer schutzbedürftig sei, der sei willkommen. Wer straffällig würde, müsse wieder gehen. Allerdings muss der Bayern-Chef einräumen, dass es die Politik nicht schaffe, für genau diese Differenzierung eine schlüssige Gesamtlösung zu erarbeiten. Damit benennt er das Problem vermutlich ungewollt bemerkenswert deutlich: Der demokratischen Politik fehlt die Lösung, die eine AfD vermeintlich anbietet. Eine generelle Beobachtung der AfD durch den Verfassungsschutz hält Söder indes für „weniger effektiv“.


Damit arbeitet er – sicherlich ungewollt – den AfD-Granden direkt zu. Der AfD-Vorstand wird nämlich nach den Ereignissen von Chemnitz von der Angst umgetrieben, dass die Partei insgesamt unter die Beobachtung des Verfassungsschutzes gestellt werden könnte. Das wäre noch zu früh, soweit ist die Machtergreifung noch nicht gediehen. Die AfD will sich zwar so nah wie möglich am rechten Rand der Gesellschaft positionieren, aber doch noch sozusagen links von der NPD. Sie will wählbar bleiben für „besorgte Bürger“, die zwar Ausländer als akute Gefahr einstufen, aber noch nicht bereit sind für ein „Viertes Reich“.


Ende 2018 nominiert der CSU-Vorstand Markus Söder als Nachfolger von Horst Seehofer für den Posten des Parteichefs auf dem Parteitag am 19. Januar 2019. Söder kündigt Reformen an und will „Geländegewinne“ machen – also vor allem Wähler von der AfD zurückgewinnen.1


Kanzlerin in Chemnitz – 82 Tage danach


82 Tage nach dem gewaltsamen Tod von Daniel H. trifft Bundeskanzlerin Angela Merkel in Chemnitz ein. Beim Bürgerdialog in der Kunstgalerie Hartmannfabrik am 17. November 2018 erklärt sie, dass sie nicht kommen wollte, als die Stimmung noch „ganz aufgewühlt“ war. Ruhig bleibt es allerdings trotzdem nicht. Bis zu 2.500 Protestler nehmen an einer Anti-Merkel-Kundgebung der rechtspopulistischen Vereinigung „Pro Chemnitz“ teil.


„Hau ab“, „Volksverräter“ und „wir sind das Volk“ schallt es durch die Straßen. Ein Mann greift während des Bürgerdialogs zum Mikrofon und fragt: „Wann treten Sie zurück, Frau Merkel?“. Merkel sagt, was man erwartet: Sie habe 2015 im Angesicht der damaligen Lage richtig gehandelt, weder als CDU-Vorsitzende noch als Bundeskanzlerin werde sie sich nochmals zur Wahl stellen.2


Über ihren Slogan „Wir schaffen das“" von 2015 sagt sie in Chemnitz im November 2018: „Das war richtig, und außerdem: Soll ich als Kanzlerin etwa sagen: Wir schaffen das nicht?“3 Außerdem verteidigt Angela Merkel in Chemnitz den vor allem von der AfD immer wieder scharf kritisierten UNO-Migrationspakt. Über den Pakt würden „Lügen in die Welt gesetzt“, die entlarvt werden müssten. Damit hält Angela Merkel an ihrer nüchternen und faktenorientierten Politik fest, während weite Teile der Öffentlichkeit längst den populistischen und weitgehend faktenfreien Parolen von AfD und Konsorten Glauben schenken.4


Verfassungsschutz? Nein danke!


Ist es nicht ein Fall für den Verfassungsschutz, wenn die AfD, wie in Chemnitz geschehen, gemeinsam mit der Islam- und fremdenfeindlichen Pegida aufmarschiert? „Nein“, lässt Bundesinnenminister Horst Seehofer Ende August 2018 ausrichten: „Derzeit liegen die Voraussetzungen für eine Beobachtung der Partei als Ganzes für mich nicht vor“. Grundlage für diese Entscheidung ist nach ministerieller Auskunft die Frage, ob von Parteien Bestrebungen ausgingen, die sich gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung oder die Sicherheit des Bundes bzw. der Länder richteten. „In Bezug auf die AfD als Ganzes liegen hierfür in der erforderlichen Gesamtbetrachtung keine Erkenntnisse vor“, teilt das Bundesinnenministerium Anfang September 2018 mit. 2019 stuft der Bundesverfassungsschutz die AfD als Prüffall ein, eine deutlich abgemilderte Vorstufe der Beobachtung, muss allerdings auf gerichtliche Anordnung hin den Begriff „Prüffall“ wieder aufgeben.


Die meisten Deutschen sehen es schon 2018 anders als der Bundesinnenminister: Laut einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Civey ist zu diesem Zeitpunkt eine allerdings eher schwache Mehrheit dafür, die AfD vom Inlandsgeheimdienst beobachten zu lassen. 57 Prozent der Befragten vertreten die Auffassung, die AfD sollte „auf jeden Fall“ (43 Prozent) oder „eher ja“ (14 Prozent) unter Beobachtung gestellt werden. Über ein Drittel (36 Prozent) sind hingegen der Meinung, eine Überprüfung ist „auf keinen Fall“ (24 Prozent) oder eher nicht erforderlich. Interessant ist in diesem Zusammenhang der Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschen: 66 Prozent der Bevölkerung aus den westlichen Ländern votiert für die Überwachung, in den ostdeutschen Ländern liegt die Zustimmung dazu bei lediglich 48 Prozent.5


Zerstrittene Demokraten


Die klassisch-demokratischen Parteien sind nach Chemnitz wie so oft heillos zerstritten. Die Grünen-Chefin Annalena Baerbock erklärt zur AfD: „Ihre Strukturen sind eng vernetzt mit denen der Rechtsextremisten und Hooligans, die auf Menschen Jagd gemacht haben“ und hält eine Beobachtung und Überprüfung der AfD für „dringend geboten“. Dieselbe Ansicht vertritt der CDU-Innenexperte Armin Schuster und fordert die Verfassungsschutzbehörden der Länder auf, die AfD genauer unter die Lupe zu nehmen. Der SPD-Innenpolitiker Burkhard Lischka plädiert dafür, Teile der AfD zu überwachen. Hingegen verlangt Volker Kauder, immerhin zu diesem Zeitpunkt noch Fraktionschef der CDU/CSU-Union, wenn auch nicht mehr lange – wieder einmal – nur eine schärfere politische Auseinandersetzung mit den Rechtspopulisten. Und das, obwohl er erkennt: „Rechtsradikalismus wird aus einer Bundestagspartei heraus mehr oder weniger offen unterstützt. Das ist schon eine neue besorgniserregende Qualität. Die AfD will unseren Staat angreifen.“ Die Schuld schiebt er einmal mehr den Wählern zu. Man müsste die „AfD-Wähler schon fragen: „Schämen Sie sich nicht, einer solchen Partei die Stimme zu geben?“. Der Gedanke, dass ein solcher Ausspruch faktisch geradezu einer Wahlkampfunterstützung für die AfD gleichkommt, kommt dem CDU-Politiker augenscheinlich nicht. Er reiht sich damit in die Riege der vielen Politiker ein, die in bester demokratischer Absicht ungewollt immer und immer wieder ihren Beitrag zum Wiedererstarken des Nationalismus in Deutschland leisten.


Kanzlerin Angela Merkel verurteilt die Proteste in Chemnitz und sagt, es habe Bilder gegeben, die „sehr klar Hass und damit auch die Verfolgung unschuldiger Menschen“ gezeigt hätten. Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer, CDU-Mitglied genau wie die Kanzlerin, stellt in einer Regierungserklärung am 5. September 2018 hingegen fest: „Klar ist: Es gab keinen Mob, keine Hetzjagd und keine Pogrome.“ Bundesinnenminister Horst Seehofer muss gestehen, die Informationen der Regierungserklärung aus Sachsen stehe „möglicherweise im Widerspruch zur Stellungnahme des Kanzleramtes.“


Der AfD und ihren Anhängern kann diese politische Uneinigkeit der etablierten Parteien und insbesondere innerhalb der CDU nur Recht sein. Der AfD-Politiker Markus Frohnmaier formuliert die Parole auf Twitter: „Wenn der Staat die Bürger nicht mehr schützen kann, gehen die Menschen auf die Straße und schützen sich selber. Ganz einfach!“ Wie so oft „glänzt“ die Rechtsaußenpartei mit einfachen und eindeutigen Aussagen, über die man nicht lange nachdenken muss, im Bewusstsein, dass genau diese Feststellungen die dumpfen Erwartungen ihrer Wählerschaft treffen.


Bundesinnenminister Horst Seehofer bleibt hingegen selbst nach den Ereignissen von Chemnitz eher schwammig: „Natürlich muss man immer genau hinschauen, und das tut der Verfassungsschutz, ob es sich bei den Aussagen von Parteimitgliedern oder Zusammenarbeit mit bestimmten Gruppen um Einzelmeinungen oder parteipolitische Linie handelt.“ Zudem rät er „allen politischen Kräften, die sich in der Verantwortung für unsere Demokratie und unseren Rechtsstaat sehen, sich von Aufstachelung und Gewaltanwendung deutlich zu distanzieren und von jeglichem Versuch einer Legitimierung Abstand zu nehmen“. Ein sicherlich gut gemeinter und in der Sache auch nachvollziehbarer Ratschlag, aber in etwa so wirkungsvoll wie der Chefsteward, der die Reisenden auf der Titanic bittet, Ruhe zu bewahren.


Auf die wahre Gefahr weist Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in seiner Rede am 7. September 2018 zum Auftakt eines Bürgerfestes im Schloss Bellevue hin, bei der er vor einer generellen Demokratie-Verdrossenheit warnt. Diejenigen, welche die Demokratie in Deutschland als „System“ verleumden und lautstark die Forderung „Das System muss weg“ erheben, erinnert Steinmeier zu Recht an die Folgen, die durch die Verachtung der ersten Demokratie auf deutschem Boden entstanden.


Empörung ohne Folgen


Der Bundespräsident, die Kanzlerin, der Innenminister und alle anderen, von denen man es erwartet, reagieren mit öffentlicher Empörung auf die Ereignisse in Chemnitz. Folgen gibt es keine, nicht zuletzt, weil es sich dabei um nichts wirklich Neues handelt und sich die Politik bereits zuvor schon hilflos zeigte.


Die Analyse, die Christian Wollf, der ehemalige Pfarrer der Leipziger Thomaskirche, auf seiner Webpräsenz veröffentlicht, trifft es ganz gut: Die Gewalt in Chemnitz ist „der bewusst erzeugte Höhepunkt einer Entwicklung, die seit fast 30 Jahren absehbar war. Die systematische Implementierung des völkisch-rechtsnationalistischen Denkens in zu vielen Köpfen und Herzen, Verachtung der freiheitlichen Demokratie, militante Fremdenfeindlichkeit, Aushebelung der Grundrechte – und das alles mit Duldung bis Förderung durch die sächsische CDU, vollendet durch Pegida/AfD und gewaltbereite Neonazis.“


Es betrifft wohl nicht nur die sächsische CDU, sondern weite Teile der CDU/CSU-Union. Nach den Ereignissen von Chemnitz Ende August 2018 stellt Bundesinnenminister Horst Seehofer am Rande einer Klausurtagung der CSU-Landesgruppe am 5. September 2018 im brandenburgischen Neuhardenberg im kleinen Kreis fest: „Mutter aller Probleme ist die Migration“. Er führt außerdem aus, er habe Verständnis, wenn sich Leute empören, das mache sie noch lange nicht zu Nazis. „Da liegt er falsch“, widerspricht der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) am 10. September beim Ständehaus-Treff der Rheinischen Post in Düsseldorf und analysiert: „Das ist Sadam-Hussein-Sprache“. Er bezieht sich dabei offenbar auf die Worte des ehemaligen irakischen Präsidenten Saddam Hussein, der den damals bevorstehenden zweiten Golfkrieg Anfang der Neunzigerjahre als „Mutter aller Schlachten“ bezeichnet hatte. Laschet sagt weiter, man müsse irgendwann aufhören mit diesen verständnisvollen Reden, das seien alles besorgte Bürger. Da mag er recht haben, aber es ist wahrscheinlich längst zu spät dafür.


Wenn der Bundesinnenminister öffentlich Verständnis bekundet, ist es politisch schwierig, den Verfassungsschutz auf die AfD anzusetzen, obgleich die Diskussion darüber bereits über Jahre hinweg geführt wird. Schon 2015, als der damalige Chef der AfD-Parteijugend, Markus Frohnmaier, heute Bundestagsabgeordneter, erklärt: „Wenn wir kommen, dann wird aufgeräumt, dann wird ausgemistet, dann wird wieder Politik für das Volk und nur für das Volk gemacht“, kommt der Ruf nach dem Verfassungsschutz auf. Im Juni 2017 treffen sich Vertreter von fünf Verfassungsschutzämtern in Düsseldorf und stellen fest, dass manche AfD-Mitglieder „zunehmend auf rechtsextremistischen Sprachgebrauch zurückgreifen“. Ein Papier des Nordrhein-westfälischen Verfassungsschutzes fordert eine bundesweite Beobachtung der AfD. Wörtlich heißt es, es lägen „gewichtige Anhaltspunkte für eine verfassungsfeindliche Bestrebung vor.“ Die Verfassungsschützer machen im Vorstand der AfD bekannte Überläufer aus rechtsextremistischen Organisationen aus. Sammelbecken hierfür ist vor allem die „Patriotische Plattform“ (PP) der AfD. Im Papier des NRW-Verfassungsschutzes heißt es dazu: „Zweck der PP ist es, mit ihrer rechtsextremistischen Agenda auf die AfD Einfluss auszuüben und damit Politik zu gestalten.“ Das Problem der Verfassungsschützer: Es genügt nicht, einzelne Funktionäre oder Gruppen mit demokratischfeindlichen Sprüchen zu stellen, um die gesamte AfD unter Beobachtung zu stellen. Daher beschließen die Leiter der Landesämter auf einer Tagung im März 2018, ihre Erkenntnisse dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) zukommen zu lassen, um auf dieser Grundlage über die bundesweite Beobachtung zu entscheiden. Schnell geht das nicht: Zwischen dem Beschluss der Landesämter im März und der entscheidenden Sitzung im November 2018 vergeht über ein halbes Jahr. Dieses Schneckentempo stößt auch manchen Behördenleitern auf. Im Anschluss an die Ereignisse in Chemnitz Anfang September kündigt der Thüringer Verfassungsschutz an, den dortigen AfD-Verband unter Prüfung zu stellen. Es ist bundesweit das erste Mal; eine solche Prüfung stellt die Vorstufe zu einer Beobachtung durch den Verfassungsschutz dar. Behördenchef Stephan Kramer nennt ausdrücklich das Mitmarschieren von AfD-Landeschef Björn Höcke gemeinsam mit bis zu 2.500 Rechtsextremisten in Chemnitz als Grundlage für diese Entscheidung. Auch Bremen und Niedersachsen sind die Entscheidungswege auf Bundesebene zu lang. Gegen Sommerende 2018 stellen sie die Junge Alternative (JA), also die Parteijugend der AfD, unter Beobachtung. Zu diesem Zeitpunkt gehen einige Chefs der Landesverfassungsschutzämter längst davon aus, dass die Verzögerung beim Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) kein Zufall ist: Sie unterstellen BfV-Chef Hans-Georg Maaßen, der im August 2012 zum obersten Verfassungsschützer Deutschlands aufgestiegen ist, eine heimliche Sympathie zur AfD. Er vertritt ebenso wie der mit ihm befreundete Bundespolizeichef Dieter Romann die Auffassung, dass es ein fataler Fehler der Bundeskanzlerin war, im Sommer 2015 hunderttausende junge Männer aus Krisen- und Kriegsgebieten nach Deutschland einreisen zu lassen und dadurch die Sicherheitslage hierzulande zu gefährden.


Die Causa Maaßen


Diese Auffassung würde jedenfalls erklären, warum Hans-Georg Maaßen im Nachgang zu dem Chemnitzer Vorfällen zu dem Schluss gelangt, dass es in der Stadt keine Hetzjagden auf ausländisch aussehende Menschen gegeben habe, obgleich ein Video genau diese Situation zeigt. Dazu der oberste Verfassungsschützer: „Es liegen keine Belege dafür vor, dass das im Internet kursierende Video zu diesem angeblichen Vorfall authentisch ist.“ Vielmehr „sprechen gute Gründe dafür, dass es sich um eine gezielte Falschinformation handelt, um möglicherweise die Öffentlichkeit von dem Mord in Chemnitz abzulenken.“ Beweise für seine These von der Fälschung legt Maaßen nicht vor. Am Morgen des 10. September 2018 liefert Hans-Georg Maaßen einen wenige Seiten umfassenden Bericht dazu beim Kanzleramt und beim Bundesinnenministerium ab. In dem Bericht nimmt er von seiner These einer Videofälschung Abstand, moniert aber, dass der Film zu schnell veröffentlicht worden sei, ohne die Quelle zu prüfen, und die Medien darauf basierend unter Auslassung ihrer journalistischen Sorgfalt über eine Hetzjagd berichtet hätten. Dieses Mal kommt die Medienschelte, die sonst eigentlich immer der AfD zufällt, also vom obersten Verfassungsschützer Deutschlands. Das Vertrauen der Bevölkerung in die Wahrhaftigkeit der Berichterstattung wird dieser Vorfall jedenfalls nicht festigen. Wie nah Hans-Georg Maaßen der AfD steht, lässt sich aus seinem Treffen mit der damaligen Parteichefin Frauke Petry schon im Herbst 2015 ablesen. Das Gespräch zwischen Maaßen und Petry, die zu dieser Zeit noch nicht einmal Bundestagsabgeordnete ist, findet unter vier Augen statt. Die These, er habe die AfD beraten, weist Maaßen allerdings zurück. Das gilt auch für Maaßens Treffen mit dem AfD-Abgeordneten Stephan Brandner am 13. Juni 2018. Die Deutsche Presse-Agentur hat nachgezählt, dass sich Deutschlands oberster Geheimdienstchef seit Amtsantritt im August 2012 bis August 2018 insgesamt 237 mal mit Politikern trifft, darunter nur fünfmal mit welchen der AfD. Mit Unionspolitikern führt er demnach 121 Gespräche, mit SPD-Politikern 69, mit den Grünen 23, mit den Linken 14 und mit FDP-Vertretern fünf Gespräche. Bei solchen Gesprächen geht es um die Erörterung von Verfassungsschutzthemen wie Sicherheitslage, Haushaltsfragen, die Gefährdung von Politikern oder Übergriffe auf Einrichtungen der Parteien, verteidigt sich Hans-Georg Maaßen.


Dennoch führt die vermeintliche AfD-Nähe des Verfassungsschutzpräsidenten Mitte September 2018 zur Krise in der Regierungskoalition. Die SPD-Spitze fordert ultimativ die Entlassung Maaßens. „Für die SPD-Parteiführung ist völlig klar, dass Maaßen gehen muss. Merkel muss jetzt handeln“, sagt SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil.


Oberster Dienstherr des deutschen Geheimdienstchefs ist allerdings der Bundesinnenminister, zu diesem Zeitpunkt also CSU-Chef Horst Seehofer. Er kann einen neuen Behördenleiter vorschlagen, bedarf dafür allerdings der Zustimmung durch das Kabinett. Laut Bundesbeamtengesetz zählt der Präsident des Verfassungsschutzes zu den politischen Beamten und kann daher jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden. Einer Begründung dafür bedarf es nicht. Bei genauer Betrachtung könnte die Bundeskanzlerin auf ihre Richtlinienkompetenz pochen und ihren Innenminister anweisen, den Verfassungsschutzpräsidenten zu entlassen. Angela Merkels Politik des abwartenden Zögerns und Zauderns ist eine derart klare Anweisung allerdings nicht. Sie hält sich, wie so häufig, einfach heraus, wenn es unangenehm wird.


Letztlich wird Hans-Georg Maaßen am 18. September 2018 seines Postens als oberster Geheimdienstchef enthoben. Er soll zum Staatssekretär im Bundesinnenministerium aufsteigen. Vorausgegangen ist ein Krisengespräch der drei Parteichefs Angela Merkel (CDU), Horst Seehofer (CSU) und Andrea Nahles (SPD). Mit dem Kompromiss scheint allen parteipolitischen Überlegungen Rechnung getragen: der Forderung der SPD nach Maaßens Absetzung, dem Wunsch von Innenminister Horst Seehofer, seinen Schützling nicht im Regen stehen zu lassen, und Angela Merkels offensichtlichem Wunsch, dieses Problem so schnell und geräuschlos wie möglich zu lösen.


So fügt die Kanzlerin mit Hans-Georg Maßen eine weitere Person ihrer langen Liste jener Männer hinzu, die sich ihr widersetzten und politisch daran scheiterten. Gleichzeitig holt sich Horst Seehofer einen Vertrauten und Gleichgesinnten in sein Innenministerium, der als Staatssekretär allein ihm zuarbeitet.


Selbst Hans-Georg Maaßen bleibt bei diesem vermeintlichen Deal auf der Gewinnerseite: Sein Gehalt steigt um 2.580,20 Euro pro Monat auf 14.157,33 Euro. Als einzigen Verlierer kann man möglicherweise den steuerzahlenden Bürger ausmachen, der für den neuen Staatssekretär finanziell aufkommen muss.


Allerdings ist der Aufschrei in der Politik groß. „Die sogenannte Einigung im Fall Maaßen ist ein Witz – besser noch ein Schmierentheater – und wir machen da auch noch mit! (...) Als Verfassungsschutzchef fliegt er raus und wird stattdessen zum Staatssekretär befördert. Was haben die denn bei ihrer Krisensitzung gesoffen?", fragt der SPD-Bundestagsabgeordnete Florian Post süffisant. Ex-SPD-Chef Sigmar Gabriel formuliert es drastisch: "Wenn Illoyalität und Unfähigkeit im Amt jetzt mit Karrieresprüngen belohnt wird, dann hat Horst Seehofer die Chance, noch UNO-Generalsekretär zu werden. Das ist doch irre.“ FDP-Vize Wolfgang Kubicki sagt: „Ich habe bei Herrn Maaßen gesehen, wie flexibel die Sozialdemokratie bei der Bewältigung von Krisen ist.“


Es sei die SPD gewesen, durch deren Einsatz die Ablösung Maaßens zu einer Koalitionsfrage wurde, gibt die damalige CDU-Generalsekretärin und spätere Parteivorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer zu Recht zu bedenken. „Diese Frage ist heute geklärt worden, und zwar nicht nur von einer Koalitionspartei, sondern im Einvernehmen auch mit den Sozialdemokraten“, erklärt Kramp-Karrenbauer.


Juso-Chef Kevin Kühnert widerspricht: „Meine persönliche Schmerzgrenze ist erreicht.“ Für die SPD sei der „Preis zu hoch für den Fortbestand der Koalition“. Eine Regierung zersägt sich selbst. Die Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt stellt den Bezug zur AfD klar: „Das ist eine unfassbare Mauschelei. Wer illoyales Verhalten und Kuschelei mit der AfD belohnt statt ahndet, hat jedes Gespür für Anstand verloren. Und die SPD macht alles mit.“


Es ist auch eine Steilvorlage für die AfD-Fraktionschefin Alice Weidel: „Merkel hat einen weiteren Kritiker aus dem Weg geräumt. Nahles kann sich in der SPD als harter Knochen feiern lassen und Seehofer konnte wieder den Kopf aus der Schlinge ziehen."


Wer zu den Verschwörungstheoretikern gehört, kann sich kaum des Eindrucks erwehren, dass sich CDU, CSU, SPD, FDP und die Grünen spätestens ab 2015 geradezu dazu verabredet haben, die Demokratie in Deutschland abzuschaffen. Im Kleinklein des tagespolitischen Taktierens und der Voranstellung persönlicher Karrieren beschmutzen sich die Parteien gegenseitig. Scheinbar ohne auch nur einen Gedanken an das große Ganze, die Demokratie, zu verschwenden.


Literaturbewanderte Leser mögen sich dabei an Franz Kafka oder Stefan Zweig erinnert fühlen, deren Figuren stets in einem aberwitzigen Gewirr aus Verstrickungen und Schicksalsschlägen auf den Abgrund zulaufen. Politisch Interessierten fällt unweigerlich das Ende der Weimarer Republik ein.


Was treibt Angela Merkel, Horst Seehofer oder Andrea Nahles im Frühherbst 2018 um, als sie in einem atemberaubenden Schmierentheater in der „Causa Maaßen“ gemeinsam im Hamsterrad laufen und gar nicht zu merken scheinen, dass sie nicht vorankommen? Wohlgemerkt: CDU, CSU und SPD stellen zu dieser Zeit die Regierung. Doch statt sich um ihr Land zu kümmern, beschäftigen sie sich – von Medien und Öffentlichkeit gleichzeitig verfolgt und vor sich her getrieben – mit der Personalie und Karriere des ehemaligen Geheimdienstchefs und für kurze Zeit designierten Staatssekretärs.


Wie im Tollhaus überbieten sich Politiker jeder Couleur, als ob es von entscheidender Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland sei, ob Hans-Georg Maaßen ins Innenministerium wechselt oder in den Ruhestand geht. Am 23. September 2018 fordert FDP-Vizechef Wolfgang Kubicki in einem Interview mit der Augsburger Allgemeinen die Neuwahlen. Seine Begründung: „Dass die Koalition wegen zweier dummer Sätze des Leiters einer nachgeordneten Behörde an den Rand ihrer Existenz gebracht wird, zeigt deutlich, dass diese Verbindung tieferliegende Probleme hat.“ Damit trifft der FDP-Politiker sicherlich ins Schwarze, doch der Ruf nach Neuwahlen nutzt zu diesem Zeitpunkt nur einer einzigen Partei: nämlich der AfD.


Überflüssigerweise weist die FDP im Übrigen zugleich darauf hin, dass sie ohne Neuwahlen auch nicht für eine Jamaika-Koalition aus CDU/CSU, FDP und Grünen zur Verfügung steht. Nach der letzten Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 2017 verkündet bekanntlich zunächst die SPD, nicht mehr regieren zu wollen und ist erst nach dem Scheitern der Koalitionsgespräche von CDU/CSU, FDP und Grünen im Herbst 2017 überhaupt bereit, wieder Regierungsverantwortung zu übernehmen.


Halten wir also fest: Zuerst will die SPD nicht regieren, dann die FDP nicht, dann geht die SPD „gezwungenermaßen“ in die Regierung, um bereits ein knappes Jahr später mit dem Ausscheiden aus der Regierung wegen der „Causa Maaßen“ zu drohen, während die FDP nochmals klarstellt, nicht ohne Weiteres regieren zu wollen. Es wirkt auf den Bürger wie ein Affentheater, geradezu so, als ob die Parteien ebenso wie die Regierung lustvoll ihren eigenen Untergang inszenieren.


Zunächst findet sich ein Kompromiss: Hans-Georg Maaßen wechselt als Sonderberater für europäische und internationale Aufgaben ins Bundesinnenministerium, ohne Gehaltserhöhung. Damit wird Seehofer Rechnung getragen, der Maaßen unter allen Umständen behalten möchte. Gleichzeitig wird auch die Empörung der SPD-Genossen gedämpft, da der ehemalige Chef des Inlandsgeheimdienstes nicht finanziell bessergestellt wird. Hans-Georg Maaßen bleibt also zunächst, aber die Große Koalition aus CDU/CSU und SPD ist zu diesem Zeitpunkt im Grunde schon am Ende, auch wenn sie weitermacht. „Zum Sterben zu viel, zum Leben zu wenig“, sagt der Volksmund. Kurz vor Jahresende 2018 wird Hans-Georg Maaßen in den Ruhestand versetzt, bevor er 2019 als Mitglied der WerteUnion wieder von sich reden macht.


Um es klar auszudrücken: Die handelnden Personen – ob Angela Merkel, Horst Seehofer oder Andrea Nahles – sind sicherlich nicht mit einem lediglich begrenzten intellektuellen Horizont ausgestattet. Ganz und gar nicht. Sie besitzen zudem jahrzehntelange Politikerfahrung, und verfügen wie man meinen sollte auch über genügend politischen Sachverstand und Instinkt. Doch wie sie im Herbst 2018 die Regierung vorführen, ist an politischer Dummheit und Instinktlosigkeit wohl kaum zu überbieten, und wirkt weit in die Jahre 2019 und 2020 hinein.


Die WerteUnion und ihre Werte


Die Causa Maaßen ist mit dem Abtritt als oberster Verfassungsschützer indes nicht erledigt. Hans-Georg Maaßen macht am 16. Februar 2019 erneut von sich reden mit einem Auftritt bei der WerteUnion, der er zudem als Mitglied beitritt. Er nennt die WerteUnion „eine wichtige Basisbewegung der Mitglieder von CDU und CSU, die ihre Berufspolitiker täglich daran erinnern soll, sich zu ihren eigenen Wertvorstellungen zu bekennen und keine grüne und sozialdemokratische Politik zu betreiben.“ Die WerteUnion ist nach der Flüchtlingskrise im Herbst 2015 von konservativen Gruppierungen in der Union gegründet worden und macht seitdem mit lautstarker Kritik an der Flüchtlings- und Migrationspolitik der Regierung von sich reden. Im April 2018 verlangt sie im „Konservativen Manifest“ eine grundlegende programmatische Wende der CDU. Sie fordert eine Stärkung des konservativ-wirtschaftsliberalen Flügels und spricht sich „gegen eine ungesteuerte Zuwanderung von Migranten“ aus (WerteUnion-Vorsitzender Alexander Mitsch).6


Im Folgenden ist die Rede Maaßens „Deutschland in Zeiten großer Herausforderungen – Warum es so nicht mehr weiter gehen kann“ vom 16. Februar 2019 in vollem Wortlaut wiedergegeben, weil sie aus Sicht des ehemaligen Verfassungsschutzpräsidenten die Entwicklung seit 2015 offen beschreibt:7


Ich danke Ihnen sehr für die Einladung, heute hier in Köln zu Ihnen zu sprechen. Köln liegt mir nahe, da ich vom Niederrhein stamme, hier studierte und auch bis November letzten Jahres als Präsident des Bundesverfassungsschutzes arbeitete.


Ein paar Worte zu dieser Behörde, das heißt zu diesem geheimen Nachrichtendienst. Der Verfassungsschutz ist der Inlandsnachrichtendienst der Bundesrepublik Deutschland. Seine Aufgabe besteht darin, als eine Art Frühwarnsystem Bundesregierung, Polizei und Strafverfolgungsbehörden aber auch die Öffentlichkeit auf Gefährdungen der freiheitlich demokratischen Grundordnung und auf Gefahren für die Stabilität der Demokratie aufmerksam zu machen. Der Verfassungsschutz ist insoweit der Brandmelder der Demokratie. Anders als in den Medien gelegentlich der Eindruck erweckt wird, sind unsere Vertrauenswerte in der Bevölkerung – trotz vieler Negativberichte – nicht schlecht. Nach einer Allensbach-Umfrage hielten 75 Prozent der Menschen die Nachrichtendienste für wichtig oder sehr wichtig, und nach einer weiteren Umfrage vertrauten 58 Prozent der Menschen dem Verfassungsschutz, dagegen vertrauten nur 39 Prozent den politischen Parteien.


Ich bin im vergangenen November nach wochenlangen Diskussionen als Präsident des BfV abgelöst worden. Die Umstände sind teilweise öffentlich bekannt, vieles ist nicht bekannt, und zu vielem habe ich vorgezogen zu schweigen als zu reden, und dabei bleibe ich auch heute, auch wenn ich manche von Ihnen vielleicht enttäusche, aber es ist nicht der richtige Ort und der richtige Zeitpunkt, um das alles aus meiner Perspektive darzustellen und zu erläutern. Aber, auf zwei Punkte möchte schon eingehen, weil sie – wie ich denke – vielleicht zum besseren Verständnis meiner Person und dessen dient, was ich nachher sagen werde:


1. Ich war insgesamt rund 27 Jahre in unterschiedlichen Verwendungen in Sicherheitsbereichen des Bundesinnenministeriums und schließlich im Bundesverfassungsschutz tätig. Zuletzt mehr als sechs Jahre als Präsident. Das war eine im Vergleich zu vielen meiner Vorgänger sehr lange und für mich belastende Zeit: 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche Erreichbarkeit, bis zu 14 Termine an einem Tag, permanentes Pendeln zwischen Köln und Berlin, viele Dienstreisen, Personenschutz usw. Ich hatte deshalb zu Beginn meiner Tätigkeit dem damaligen Innenminister Friedrich gesagt, dass ich es für richtig hielte, wenn ich zwischen vier und maximal sieben Jahren die Behörde leite. So ist es regelmäßig auch bei ausländischen Kollegen. Unter vier Jahren ist zu kurz als dass man dauerhafte Veränderungen vornehmen könnte, mehr als sieben Jahre sind zu lang, sowohl für die Behörde (Stichwort: Neue Besen kehren gut) als auch für einen selbst. Von daher passte es mit der Zeitdauer, dass ich nach gut sechs Jahren ging.


2. Die Präsidenten großer Bundesbehörden und die Abteilungsleiter in Ministerien haben zwar in etwa den gleichen Rang und die gleiche Besoldung. Als Präsident des Bundesverfassungsschutzes war ich allerdings – vermutlich nicht nur hinsichtlich der Arbeitsbelastung und Verantwortung – in einer anderen Situation als z. B. der Präsident des Bundesversicherungsamtes oder der Abteilungsleiter Sport im Innenministerium. Ich war in meiner Funktion als Leiter des Verfassungsschutzes für Linke und Grüne und für entsprechende Medien ein Feindbild, da sie die Behörde auflösen oder schwächen wollten. Durch Schwächung oder Abschaffung staatlicher Institutionen, die dem Schutz der Demokratie dienen, wollen diese Gruppen unsere Demokratie schädigen. Andere wollen den Verfassungsschutz instrumentalisieren. Diskreditierung und Delegitimierung des Verfassungsschutzes waren und sind weiterhin ihr Ziel. Es ging gegen meine Behörde und gegen mich als Person.


Ich bin als Präsident des BfV vom Spielfeld gegangen und ich stehe jetzt an der Seitenlinie. Ich fühle mich dort für den Moment durchaus wohl. Ich muss nicht unbedingt wieder zurück aufs Spielfeld. Wissen Sie, wenn die Fußballmannschaft der Auffassung ist, man passt trotz aller Erfolge nicht ins Team und man selbst ist zur Überzeugung gekommen, dass das Team mit diesen Spielern und dieser Strategie besser spielen würde, dann ist es auch besser, vom Platz zu gehen, als in ein aussichtsloses Match zu gehen, vor allem wenn der politische Gegner nicht Fußball, sondern American Football mit einem spielt.


Kommen wir auf das Thema zu sprechen. Deutschland in Zeiten großer Herausforderungen. Das ist ein sehr weites Feld. Der eine würde vielleicht über die Herausforderungen der Energiewende sprechen, eine andere über den Klimaschutz und ein Dritter vielleicht über den Brexit. Ich werde weder das eine, noch das andere noch das Dritte tun. Ich werde auch nicht über Herausforderungen der maroden Infrastrukturen, der Digitalisierung oder über den Flughafen Berlin-Schönefeld reden. Ich bin der Meinung, gerade wenn das Gelände weit und unübersichtlich ist, braucht man eine klare Orientierung, um den richtigen Weg zum Ziel zu finden. Dabei sollte man sich nicht von Hindernissen ablenken lassen, die keine sind. Manche Herausforderungen sind beim näheren Hinsehen, auch keine Herausforderungen, sondern schlichte Probleme, die nur gelöst werden müssen. Dies vorausgeschickt möchte ich mich im Folgenden auf zwei Themen konzentrieren, die ich als Herausforderungen für unser Land ansehe. Das erste Thema ist die Sicherheit in einem weitesten Sinne (nationale Souveränität, Terrorismus, Migration) und das zweite Thema ist die Stabilität unserer Demokratie. Beide Themen beschäftigen den Verfassungsschutz. Und als Nachrichtendienstler hat man gelernt, mit Prognosen und Szenarien zu arbeiten: Wie sieht die Lage Ende des Jahres oder in fünf Jahren aus? Was geschieht, wenn wir nichts machen? Die Themen Sicherheit und Stabilität der Demokratie besorgen mich deshalb, weil nach meiner festen Überzeugung, wenn wir nichts verändern, sich die Lage in Deutschland eher zum Schlechteren verändern wird. Und mit Lage meine ich das Fundament unseres Zusammenlebens als demokratische Gesellschaft.


Zum Thema Sicherheit: Ich werde hier eingehen auf außenpolitische Fragen, Terrorismus und Migration.


Wilhelm von Humboldt hatte 1792 in seiner Schrift über die „Grenzen der Wirksamkeit des Staates“ geschrieben:


„Ohne Sicherheit vermag der Mensch weder seine Kräfte auszubilden noch die Früchte derselben zu genießen; denn ohne Sicherheit ist keine Freiheit.“


Diese humboldtsche Formel war seitdem ein tragender Grundsatz der deutschen Innen- und Sicherheitspolitik. Zuerst kommt die Sicherheit, die die schützt und sicherstellt, dass der Mensch sich frei entfalten kann, und dann kommt das andere. Sicherheit hat insoweit eine dienende Funktion, um Freiheit zu gewährleisten. Sicherheit ist aber keine Selbstverständlichkeit. Weder die Sicherheit nach innen, noch die nach außen. Sicherheit muss hart erarbeitet werden.


Ich persönlich habe allerdings den Eindruck, dass dies gerade in Deutschland, vielen nicht bewusst ist. Vielleicht liegt es daran, dass nach Ende des Zweiten Weltkrieges wir Deutschen es verlernt hatten, uns um unsere eigene Sicherheit und um unsere eigene Souveränität zu kümmern. So kann man erklären, dass in Deutschland im Vergleich zu eigentlich allen anderen westlichen Staaten das Militär und die Sicherheitsbehörden mit einer gewissen Geringschätzung behandelt werden. Es mag vielleicht auch daran liegen, dass mit dem Zusammenbruch des Ostblocks und der deutschen Wiedervereinigung sich in Deutschland der Eindruck verfestigt hatte, dass damit alle Gegensätze überwunden, wir nur noch von Freunden umgeben sind und wir einer schönen freiheitlichen und demokratischen Zukunft bei wirtschaftlichen Wohlstand entgegen schauen. Kurzum im Zeitalter des Ewigen Friedens angelangt sind. In dieser wohlig-warmen Stubenatmosphäre haben wir uns ganz gut eingerichtet.


Als die linksextremistische Terrororganisation RAF sich 1998 auflöste, sah es so aus, dass wir auch innenpolitisch keinen Sicherheitsherausforderungen mehr gegenüber stehen. Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass kurze Zeit danach, das Referat Terrorismusbekämpfung im Innenministerium aufgelöst worden war.


Inzwischen hat sich die Lage grundlegend verändert. Die Sowjetunion bzw. Russland waren einmal unser Feind oder Gegner, dann unser Partner und Freund und nun sieht es so aus, dass im Zeitraffertempo die Entwicklung in die entgegengesetzte Richtung geht. Wir erleben regelmäßig Cyberangriffe auf den Bundestag, deutsche Regierungsstellen und andere Einrichtungen, die wir russischen staatlichen Stellen zuordnen.


Wir haben uns jahrzehntelang auf die USA als Freund und militärischer Partner verlassen können. Das können wir heute nicht mehr so sagen, nachdem Präsident Trump die Formel „America First“ zu der für ihn maßgebenden politischen Richtlinie erklärt hat. Es stellt sich die Frage, wie zuverlässig wird sich der militärische Schutzschirm von NATO und den USA für uns öffnen, wenn es zu einer wirklichen Krise kommen sollte.


China ist heute eine wirtschaftliche Supermacht mit globalen machtpolitischen Ansprüchen. Außenwirtschaftliches Handeln Chinas steht unter politischen Vorgaben, darüber dürfen wir uns nichts vormachen. Chinesische Unternehmen treten bei uns zwar marktwirtschaftlich auf, doch sie sind auch ein Instrument chinesischer Machtpolitik. Das Vorgehen Chinas im südostasiatischen Raum, insbesondere die Territorialkonflikte im Chinesischen Meer, die Eröffnung einer chinesischen Militärbasis auf dem afrikanischen Kontinent und der Bau der neuen Seidenstraße machen deutlich, dass China imperiale und hegemoniale Ziele verfolgt; und zwar nicht als ein demokratischer Rechtsstaat, sondern als ein totalitäres kommunistisches Regierungssystem, das unsere Werte nicht teilt, sondern innerhalb Chinas bekämpft.


Es muss uns deshalb Sorgen bereiten, dass China durch Auslandsinvestitionen und durch Kreditvergaben Abhängigkeiten anderer Staaten herstellt, die sich natürlich in einem außenpolitischen Wohlverhalten auszahlen und damit letztlich zur Einschränkung unseres außen- und sicherheits- politischen Handlungsspielraums führen können. Ich sehe insoweit die hohen Exportzahlen nach China nicht nur positiv. Es werden dadurch Abhängigkeitsverhältnisse begründet, die unseren Handlungsspielraum gegenüber China und damit unsere nationale Souveränität einengen. Es ist ein zweischneidiges Schwert, wenn China für die deutschen Automobilhersteller ein wichtiger, wenn nicht sogar der wichtigste Auslandsmarkt ist, weil wir uns damit in die Abhängigkeit dieses Staates begeben. Für sehr problematisch halte ich vor diesem Hintergrund die Überlegung, die chinesische Firma Huawei beim Aufbau des neuen Mobilfunknetzes 5G in Deutschland zu beteiligen. Huawei ist kein unabhängiges Unternehmen nach westlichem Verständnis, sondern untersteht den Direktiven des chinesischen Staates, eines kommunistischen Regimes. 5G-Netze werden integrale und bedingende Voraussetzung für die vernetzte Wirtschaft und Gesellschaft und auch für die fortschreitende Digitalisierung des Staates sein. Zukünftiger Wohlstand und Freiheit sind damit eng verknüpft. Eine nicht beherrschbare technologische Abhängigkeit gegenüber nicht vertrauenswürdigen Herstellern ist gerade in diesem Bereich nicht akzeptabel.


Neben diesen drei selbstbewussten global agierenden Spielern Russland, USA und China wäre die EU für uns und für viele auf Europa schauende Nationen ein sicherer Hafen. Die EU ist dagegen längst nicht mehr der globale Akteur, wie in den 1990er Jahren. Sie ist durch den Brexit geschwächt und nicht zuletzt wegen der Migrationspolitik zerstritten. Was wir heute brauchen, ist ein starkes Europa, um gegenüber diesen machtbewussten Spielern unsere Interessen zu vertreten und durchzusetzen, damit wir zwischen diesen Akteuren nicht zerrieben werden oder zu tributpflichtigen Hintersassen werden. Wenn ich mit Kollegen gerade aus kleineren EU-Staaten sprach, erwarteten diese eine starke deutsche Führung in Europa auch zum Schutz ihrer nationalen Interessen. Die Herausforderung, die ich sehe, ist es sicherzustellen, dass unsere äußere Sicherheit und unsere Souveränität nicht auf der Strecke bleiben.


Ich komme jetzt zum Thema Terrorismus. Konflikte in anderen Teilen der Welt hatten wir früher aus der Beobachterperspektive wahrgenommen. Heute hat jeder Konflikt auf der Welt auch Auswirkungen auf die Sicherheitslage in Deutschland. Wir gehören nicht mehr zu den Zuschauern im Kinosaal, die interessiert Konflikte im Nahen oder Mittleren Osten auf der Leinwand verfolgen, sondern diese Konflikte werden infolge der Globalisierung zu uns gebracht. Durch den Flugverkehr, das Internet und auch die Migrationsströme. Der islamistische Terrorismus in Europa wäre ohne das Internet und den leichten Reiseverkehr nicht vorstellbar.


Die Anschlagsgefahr durch den islamistischen Terrorismus in Deutschland und in Westeuropa ist immer noch hoch. In den letzten Jahren fanden sechs Anschläge in Deutschland statt, wobei der Anschlag auf den Weihnachtsmarkt am Berliner Breitscheidplatz im Dezember 2016 uns allen noch in besonderer Erinnerung ist. Noch immer ist es möglich, dass aus den ehemaligen Gebieten des sogenannten Islamischen Staates Terrorkommandos zu uns kommen, aber die größere Sorge bereiten den Sicherheitsbehörden die in Deutschland bereits lebenden jungen Menschen, die sich durch salafistische Gruppierungen oder über das Internet radikalisieren, und als Einzeltäter oder Kleinstgruppen Terroranschläge begehen aus Deutschland stammende Personen, die als ehemalige IS-Kämpfer zurückkommen, und andere ehemalige IS-Kämpfer, die bei uns um Asyl nachsuchen kommen.


Für die Sicherheitsbehörden ist es eine unglaubliche Herausforderung, die Personen zu identifizieren und zu lokalisieren, die sich mit Terrorplänen beschäftigen. Das Personenpotenzial der Islamisten in Deutschland hatte in den letzten Jahren erheblich zugenommen. Im Jahr 2012 zählten wir rund 3.800 Salafisten in Deutschland, derzeit liegt die Zahl schon bei über 11.500 Personen, das islamistisch-terroristische Personenpotenzial bei rund 2.200 Personen. Dass die Anschlagsgefahr nicht abgenommen hat, verdeutlichte der Fall des Sief Allah H., der im Juni letzten Jahres hier in Köln festgenommen worden war, weil er einen Anschlag mit dem biologischen Kampfstoff Rizin plante. Die Planungen waren weit fortgeschritten, er hatte sämtliche Zutaten über das Internet erworben und den Kampfstoff bereits in Mengen hergestellt. Wäre es nicht aufgrund der Erkenntnisse des Verfassungsschutzes zur Festnahme in Köln Chorweiler gekommen, hätte aller Voraussicht nach ein schwerer Anschlag mit vermutlich mehreren hundert Toten und Verletzten stattgefunden.


Diese Sicherheitslage hat sich durch die sogenannte Flüchtlingskrise natürlich weiter verschärft. Unter den Flüchtlingen konnten von den Sicherheitsbehörden mehr als zwanzig Personen als IS-Terroristen identifiziert werden, die mit dem Ziel nach Europa entsandt worden waren, Terroranschläge zu begehen. Es gab Festnahmen, in Salzburg, Schwerin, Iserhagen, Attendorn und anderswo. Darüber hinaus müssen wir davon ausgehen, dass eine unbekannte Zahl von IS-Angehörigen mit dem Flüchtlingsstrom nach Deutschland kam, auch wenn Sie keinen konkreten Anschlagsauftrag hatten, sondern vielleicht vor dem Zusammenbruch des IS-Regimes nur Zuflucht suchen wollten. Aber auch diese Personen können gefährlich sein.


Die Migrationslage hatte mir mit Blick auf die Terrorabwehr große Kopfschmerzen bereitet. Wir wussten nicht, wer zu uns gekommen ist. Die Asylsuchenden werden zwar registriert, aber jedenfalls nach Mitteilung der Bundespolizei besitzen rund 70 Prozent von ihnen keinen gültigen Pass, sodass die Registrierung aufgrund von eigenen Angaben stattfindet. Sie können sich vorstellen, dass die Sicherheitsdienste machtlos sind, wenn sie erfahren, dass namentlich bekannte Terrorverdächtige einreisen wollen oder sich schon in Deutschland aufhalten, diese Personen aber nicht festgestellt werden können, weil sie unter einem anderen, einem frei erfundenen Namen bereits eingereist sind.


Damit bin ich beim Thema Migration angekommen. Wenn ich über Sicherheitspolitik spreche, kann ich nicht umhin über die Migrationslage zu sprechen. An dieser Stelle, möchte ich noch etwas über meinen beruflichen Hintergrund sagen, damit Sie das, was ich im Folgenden sagen werde, besser einordnen können, und Sie nicht denken, ich wäre ein ausländerrechtlicher Dilettant oder Stümper.


Als junger Jurist habe ich ab 1991 im Bundesinnenministerium an der Änderung des Artikels 16 Abs. 2 bzw. Neuschaffung von Art. 16a GG mitgewirkt. Ich hatte weiter mitgewirkt an der darauf fußenden Neugestaltung des Asylrechts. Ich war befasst mit dem Dubliner Übereinkommen, hatte Schengen- und EU-Ratsarbeitsgruppen geleitet, hatte Rückübernahmeabkommen mit anderen Staaten ausverhandelt, war Leiter der Projektgruppe Zuwanderungsrecht unter Otto Schily, die das noch geltende Ausländer- und Integrationsrecht formulierte. Hatte das Integrationskonzept bestehend aus Sprach- und Orientierungskursen Anfang der 2000er Jahre entwickelt. War Referatsleiter Ausländerrecht. Habe in Brüssel Asylrichtlinien ausverhandelt. Habe über die Rechtsstellung des Asylbewerbers im Völkerrecht promoviert. Bin Kommentator des Asylgrundrechts in einem Grundgesetzkommentar, Mitherausgeber und Mitkommentator des Handbuchs zum Zuwanderungsrecht, Mitherausgeber und Kommentator eines Kommentars zum Staatsangehörigkeitsrecht, einer der ersten, der Vorlesungen zum Ausländerrecht und zum Europäischen Einwanderungsrecht an einer deutschen Universität gehalten hat.


Sie können also davon ausgehen, dass ich weiß, wovon ich rede. Ich vermute, Sie wissen nicht wie die erste Vorschrift des deutschen Ausländerrechts lautet. Ich meine § 1 Abs. 1 AufenthG. Diese Vorschrift enthält die Zielbestimmung des Ausländerrechts. Ich kann mich sehr gut an die Vorschrift erinnern, weil wir seinerzeit lange im Vermittlungsverfahren mit CDU/CSU, die damals in der Opposition waren, darüber verhandelten:


„Das Gesetz dient der Steuerung und Begrenzung des Zuzugs von Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland. Es ermöglicht und gestaltet Zuwanderung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integrationsfähigkeit sowie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen der Bundesrepublik Deutschland.“


In der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu dem Gesetz hatten wir unter 1.1.1 geschrieben:


„Vorrangiges Ziel ist die Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung.“


Vielleicht können Sie sich vorstellen, wie ich mich als Mitautor des Gesetzes fühlte, als im Herbst 2015 tausende Menschen täglich einfach nach Deutschland einreisen durften. Es ist mir eiskalt den Rücken heruntergelaufen. Nachdem im Herbst 2015 allen Ernstes bestritten wurde, dass Grenzzurückweisungen rechtlich möglich seien, bin ich froh, dass die Politik dies inzwischen nicht mehr so sieht. Im Ergebnispapier des Werkstattgespräches der Union vom 11. Februar 2019 heißt es, dass „in der letzten Konsequenz, wenn notwendig auch [Entscheidungen] im Hinblick auf Kontrollen und Zurückweisungen an den deutschen Grenzen“ möglich sind.


Ausländerrecht ist Ordnungsrecht. Es dient dem Schutz der deutschen Bevölkerung und der Menschen, die in Deutschland leben. In dem dadurch gezogenen Rahmen nehmen wir auch unsere völkerrechtlichen Verpflichtungen, insbesondere aus der Genfer Flüchtlingskonvention, wahr. Ich nehme mit Sorge zur Kenntnis, dass von Flüchtlingen Straftaten, teilweise sogar schwere und schwerste Straftaten begangen werden und dass in der Vergangenheit Terroranschläge in Deutschland von ihnen geplant und durchgeführt wurden. Das Ausländerrecht hat die Aufgabe, die Menschen in Deutschland davor zu bewahren.


Ich verstehe die Sichtweise vieler Berufspolitiker auch aus unserer CDU/CSU, die sagen, wir dürfen nicht mehr nur nach hinten schauen, auf die Flüchtlingskrise von 2015, sondern wir müssen nach vorne sehen. Dies ist prinzipiell richtig, aber die Fehler von 2015 wirken nicht nur fort, sondern sie werden jeden Tag wiederholt. Natürlich nicht in dem Umfang. Aber jeden Tag kommen weiterhin 500 bis 700 Asylsuchende über Drittstaaten nach Deutschland. In Summe kam im letzten Jahr allein durch die Zahl der Asylsuchenden die Bevölkerung einer Großstadt mit rund 200.000 Einwohnern hinzu. Die Personen, die im Rahmen des Familiennachzugs, aus anderen humanitären Gründen oder schlicht illegal einreisten, sind davon noch nicht erfasst.


Ich kann mich noch gut erinnern als wir mit dem damaligen Innenminister Otto Schily die Integrationsregelungen im deutschen Zuwanderungsgesetz geschaffen haben. Erstmalig in der deutschen Geschichte gab es derartige Regelungen für Ausländer. Ansprüche auf Teilnahme und moderate Verpflichtungen. Ich kann mich noch gut daran erinnern, als wir die Integrationskursverordnung vorbereiteten und als ich persönlich in Sprachkurse ging. Uns war damals, Anfang der 2000er Jahre, schon klar, dass wir mit Blick auf die großen Probleme bei der Integration von Ausländern in die deutsche Gesellschaft nur ein kleines Instrument zur Integration geschaffen haben. Das maßgebende Instrument liegt in den Händen der Zuwanderer: ihre Integrationsbereitschaft. Wenn sie sich nicht integrieren wollen, scheitern alle gut gemeinten Rezepte und Bemühungen der deutschen Institutionen. Wir sahen damals schon unter Rot-Grün das Problem, dass Asylsuchende nach Deutschland kamen und sich nicht in die deutsche Gesellschaft integrieren wollten, sondern in eine Parallelgesellschaft. Wir sahen damals schon, dass die Integrationssprachkurse dazu führen, dass Ausländer die deutsche Sprache sprechen lernen, aber diese Kurse nicht zwingend zu einer Integration in die deutschen Lebensverhältnisse führen. Die Terroranschläge in Paris und Brüssel haben gezeigt, dass fließende französische Sprachkenntnisse nicht immer etwas über eine erfolgreiche Integration aussagen. Aufgrund meiner Erfahrungen halte ich es für wenig wahrscheinlich (ehrlich gesagt: für abwegig), dass wir die große Zahl der Menschen, die in den letzten Jahren als Asylsuchende zu uns kamen, vollständig oder zu einem überwiegenden Teil werden integrieren können.


Ich begrüße, dass sich die CDU in einem Werkstattgespräch mit den Themen Migration Sicherheit und Integration beschäftigt hat. Das Ergebnispapier, das mir vorliegt, enthält eine ganze Reihe von Verbesserungsvorschlägen. Sehr gut finde ich z. B., dass das Geflecht der Zuständigkeiten zwischen Bund, Ländern und Kommunen im Bereich des Ausländerrechtsvollzuges entwirrt werden soll. Wenn dies gelänge, wäre es ein wichtiger Schritt. Auch die Feststellung, dass Zurückweisungen an den deutschen Grenzen in letzter Konsequenz möglich sein sollen, ist rechtlich geboten und wichtig. Gleichwohl, und das wird sie nicht verwundern, befriedigt mich das Papier nicht. Es beantwortet aus meiner Sicht wichtige Fragen nicht. Wie schaffen wir es z.B., dass die rund 230.000 ausreisepflichtigen Ausländer in Deutschland abgeschoben werden. Das Ergebnispapier spricht davon, dass Ausweisung straffällig gewordener Asylbewerber unter erleichterten Bedingungen möglich sein muss. Aber das eigentliche Problem ist nicht die Ausweisung, sondern die Abschiebung.


Das ist aus meiner Sicht in sehr groben Zügen geschildert die Sicherheitslage einschließlich Migration. Wie sieht die Lage z.B. in fünf oder zehn Jahren aus. Wenn wir nichts verändern, wenn wir uns nicht ändern, wird sich einiges ändern und das nicht zu unserem Vorteil.


Mit Blick auf die außenpolitische Sicherheitslage habe ich den Eindruck, dass der europäische und deutsche Einfluss in der Welt in den nächsten fünf bis zehn Jahren weiter abnehmen wird, wenn sich die EU nicht wieder fängt und wenn die EU nicht in der Lage ist, sich neben den Machtzentren USA, Russland und China souverän behaupten zu können. Mit Blick auf die hohe Zahl an jungen muslimischen Männern, die nach Deutschland gekommen sind und bei denen jetzt schon festgestellt werden kann, dass sie eine Integration in islamistische oder salafistische Gemeinschaften anstreben, muss auch in Zukunft mit weiteren schweren Terroranschlägen in Westeuropa und damit auch in Deutschland gerechnet werden. Der geplante Rizinanschlag, von dem ich sprach, sollte uns beunruhigen. Der IS ist immer noch aktiv, auch wenn er sein Herrschaftsgebiet verloren hat. Er agiert über den Cyberraum und über Menschen, die längst schon bei uns sind. Die Migrationslage haben wir aus meiner Sicht noch nicht im Griff, da täglich immer noch hunderte Asylsuchende aus sicheren Drittstaaten zu uns kommen, die EU-Außengrenzkontrolle gescheitert ist und wir kein Rezept für die Integration der Menschen haben.


Die Lage ist nicht gottgegeben und wir müssen uns nicht einfach schicksalsgläubig in sie fügen. Ich bin der Auffassung, dass man gestaltenden Einfluss nehmen kann, sowohl hinsichtlich unserer Lage nach außen als auch mit Blick auf die Fragen im Bereich der inneren Sicherheit und der Migration. Man muss nur den Willen aufbringen.


Und das führt zu der zweiten Herausforderung, die ich Ihnen heute vorstellen möchte, nämlich die Stabilität unserer Demokratie. Die Migrationsfrage ist zwar eine wichtige Frage mit Blick auf die Zukunft und die Funktionsfähigkeit unserer Gesellschaft sowie mit Blick auf das Miteinander in der EU. Aber die Migrationsfrage ist für mich nicht die Mutter aller Probleme. Sie ist zu lösen, wenn der politische Wille da ist. Der fehlende politische Wille ist die Mutter aller Probleme!


Für mich ist die Stabilität unserer Demokratie die allergrößte Sorge und die allergrößte Hoffnung. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir die von mir angesprochenen Punkte und noch viele Herausforderungen und Probleme mehr bewältigen können, vielleicht sogar leicht lösen können, wenn unsere Demokratie stabil ist und wir uns einig sind. Sicherheit und Stabilität sind keine Selbstverständlichkeit, das haben wir mit Blick auf Terrorismus und illegale Migration zur Kenntnis nehmen müssen. Aber was grundlegende Voraussetzung ist, ist der Wille zum Handeln, ein gesellschaftlicher Konsens über die Notwendigkeit des Handelns, ein gesellschaftlicher Konsens über demokratisches Handeln und über den demokratischen Umgang miteinander.


Hier sehe ich eine langsam fortschreitende Erosion unserer Demokratie. Aber nicht nur in Deutschland, sondern in vielen westlichen Demokratien. Vor rund zwanzig Jahren sprach man erstmals von Politikverdrossenheit. Das, was ich heute wahrnehme, ist mehr, ist vielleicht die Folge, dass die Politikverdrossenheit von damals nicht ernst genug genommen wurde. Ich möchte hierzu sechs Punkte ansprechen, die mir aufgefallen sind und uns beunruhigen sollten. Natürlich ist die Aufzählung nicht abschließend, jedem von Ihnen fallen bei diesem Thema vermutlich weitere Punkte ein.


1. Die Radikalisierung und Polarisierung der Gesellschaft. Einerseits ein wachsender Extremismus an allen Rändern und die Gefahr, dass Menschen aus der Mitte der Gesellschaft sich von der Demokratie abwenden und sich radikalisieren. Andererseits eine Rigorosität im politischen Mainstream gegenüber anderen Meinungen, die den anderen als Feind behandelt.


2. Ich nehme wahr, dass die berechtigten Sorgen vieler Menschen gerade in den ostdeutschen Bundesländern von vielen Berufspolitikern nicht wahrgenommen werden oder dass auf sie nicht reagiert wird. Es geht nicht nur darum, mit den Menschen zu reden und zu versuchen, sie vom eigenen Standpunkt zu überzeugen, sondern es geht in einer Demokratie auch darum, den Willen der Wähler in praktische Politik zu verwandeln. Ihr Wille geschehe! Die allermeisten politisch denkenden Menschen sind nicht blöde und wollen auch nicht für blöde verkauft werden. Viele haben Angst, ihre Meinung frei zu äußern, weil sie nicht in die rechte Ecke gestellt werden wollen. Wenn Bürger – und ich rede nicht von Extremisten – den Eindruck haben, sie können in unserer Demokratie nicht mehr ihre Meinung frei äußern, weil ihre Meinung tabuisiert ist, haben wir ein grundlegendes Demokratieproblem.


3. Die Medien.


Die Medien sind in einer demokratischen Gesellschaft unverzichtbar für die Meinungsbildung. Die Menschen müssen eine belastbare Tatsachengrundlage haben, auf Grund der sie ihre politischen Entscheidungen treffen können, und sie brauchen eine kompetente Einordnung und Bewertung von Sachzusammenhängen. Das ist keine politische Liebeserklärung gegenüber Medien. Es ist einfach die Feststellung, dass eine Demokratie nur dann funktionieren kann, wenn der Souverän weiß, worüber er entscheidet und was seine Entscheidungen für Folgen haben können. Wir haben in Deutschland ein Medienproblem und eine Medienkrise, aber vor allem haben wir eine Vertrauenskrise in die Medien. Und das aus gutem Grund und das nicht erst seit dem Fall Relotius. Es besteht bei vielen Menschen der Eindruck, dass bestimmte Tatsachen von deutschen Medien nicht oder in manipulativer Weise verbreitet werden. Ein mit mir befreundeter Professor hatte mir vor Kurzem gesagt, er lese nur noch die Neue Zürcher Zeitung, das sei für ihn so etwas wie „Westfernsehen“.


4. Ich sehe eine darauf auch zurückzuführende Entfremdung von Politik und Medien vom Wahlvolk, dem Souverän. Nicht das Wahlvolk hat sich von der Politik entfremdet. Bezeichnend war dafür die Haltung in der Flüchtlingskrise 2015/2016 von Politik und Medien einerseits und einem Teil Bevölkerung andererseits, der sich weder im Parlament noch in den Medien repräsentiert sah. Man könnte fast von Parallelgesellschaft sprechen.


5. Aus meiner Sicht hatten wir Deutschen schon immer ein Problem mit politischem Idealismus und mit politischer Weltfremdheit. Christian Kullmann, der Vorstandsvorsitzende des großen DAX-Unternehmens Evonik, hat das mit Blick auf die deutsche Klima- und Energiepolitik in seiner Rede vor dem Innovationskongress im Oktober sehr schön auf den Punkt gebracht:


„Was wir zurzeit in unserem Land erleben, das ist die Wiederkehr der deutschen Romantik. Diese philosophische Strömung, immerhin 200 Jahre alt, erlebt eine wundervolle Wiederbelebung in Deutschland: in einer modernen global vernetzten Gesellschaft des 21. Jahrhunderts. Das Bewusstsein vieler Menschen in unserem Land ist bei den Anstrengungen zur Rettung des Klimas gerade davon tief durchdrungen. (...) Die deutsche Romantik entstand im 19 Jahrhundert als Gegenbewegung zur Philosophie der Aufklärung. Und das Fundament der Aufklärung ist die Vernunft. Auch ich träume von einer gesünderen Welt. Doch bei alledem bin ich auch dafür, dass wir vernünftig handeln. Poesie gehört nicht in die Realität der Zukunftsgestaltung einer Industrienation – und sei sie noch so romantisch.“ Romantik, Idealismus, Weltfremdheit finden wir nicht nur bei Klimapolitikern.


6. Und ich möchte als letzten Punkt das Problem der Loyalität in der parlamentarischen Demokratie ansprechen. Sind wir der Partei oder dem Souverän gegenüber loyal? Ich möchte Ihnen das anhand von zwei Beispielen schildern:


1. Beispiel: Am vergangenen Montag ist ein Buch des früheren Innenministers de Maizière erschienen. Ich möchte betonen, ich schätze ihn persönlich außerordentlich. Wir haben gut zusammen gearbeitet. Ich habe natürlich mit großem Interesse seine Ausführungen zum Herbst 2015 und zur Frage der Zurückweisung von Asylsuchenden an deutschen Grenzen gelesen. Er schreibt in dem Buch, dass die Zurückweisung von Asylsuchenden rechtlich möglich gewesen wäre. Er wies allerdings darauf hin, dass aus seiner Sicht die Behörden nicht ausreichend darauf eingestellt waren und – jetzt kommt der Punkt, der mich beschäftigt – er schreibt: „Diese Bilder hätten wir nicht ausgehalten“.


Diese Aussage zeigt ein Grundproblem unserer heutigen parlamentarischen Demokratie auf: Wir hätten diese Bilder nicht ausgehalten und deshalb haben wir es nicht gemacht. Es ist uns allen klar, was dies aussagt. Wir als Bundesregierung, wir als CDU halten diese Bilder mit Blick auf Meinungsumfragen und die nächsten Wahlen nicht aus.


Mich hat diese Aussage sehr enttäuscht, weil ich als Beamter ein anderes Loyalitätsempfinden habe. Ich musste auch nicht auf Wahlen schauen, wie Berufspolitiker. Ich fühle mich mehr dem Gesetz und dem deutschen Volk verpflichtet als der Regierung oder der eigenen Partei. Es ist eine Grundfrage der Loyalität und des Loyalitätsverständnis‘. Wem gegenüber bin ich loyal? Der Partei, dem Wahlvolk, der Bundeskanzlerin? Als junger Beamter lernte ich von einem meiner Vorgesetzten (im Übrigen ein überzeugter Sozialdemokrat), dass der Beamte eine mehrfache Loyalitätspflicht zu erfüllen hat: gegenüber seinem Vorgesetzten und der Bundesregierung, entsprechend seinem Diensteid gegenüber der Verfassung und den Gesetzen und sich selbst gegenüber. Das Loyalitätsband gegenüber den Vorgesetzten ist das dünnste. Bei vielen der derzeitigen Politiker habe ich dagegen ein personenbezogenes und parteibezogenes Loyalitätsempfinden kennengelernt. Bei Politikern, die es gewohnt waren, ausschließlich in persönlichen und parteibezogenen Loyalitäten zu denken, die nicht verstehen, dass Beamte, auch wenn sie lange Jahre der CDU angehören, widersprechen, dass Beamte es wagen zu sagen: Das, was Sie wollen, dürfen sie nicht und sie dürfen es auch nicht wollen. Aus meiner Sicht bewährt sich der Rechtsstaat erst dann, wenn es nicht nur um das Ausschütten von Geld geht, sondern wenn auch unangenehme Entscheidungen getroffen werden müssen, die schlechte Bilder und schlechte Presse mit sich bringen.


2. Beispiel: Ich hatte in meiner Zeit als Präsident des BfV rund 240 überwiegend bilaterale Gespräche mit Politikern geführt. Zu einem großen Teil in der Zeit nach dem Herbst 2015. Ich dachte mir, es kann doch nicht sein, dass nur wir in der Sicherheitscommunity Bedenken hinsichtlich der massenhaften Einreise von Asylsuchenden haben. Ich hatte mit Fraktionsvorsitzenden, hochrangigen Politikern und mit einzelnen Ministern darüber gesprochen. Ich fand drei Punkte aus den Gesprächen ausgesprochen interessant:


1. Sie teilten weitgehend meine Haltung, dass der Zuzug auf Dauer nicht zu bewältigen ist. Der eine oder andere fügte zwar an, es sei nur eine temporäre Erscheinung und er hoffte auf einen politischen Kurswechsel.


2. Das, was sie mir unter vier Augen oder in ganz kleiner Runde sagten, unterschied sich vollkommen von dem, was sie in Interviews, Talk-Shows oder (wie mir später gesagt wurde) in Fraktionssitzungen von sich gaben.


3. Und das fand ich besonders interessant: Ein sozialdemokratischer Spitzenpolitiker sagte mir sinngemäß: Die SPD habe mit der Agenda 2010 die Arbeit der CDU gemacht. Das habe ihr niemand gedankt. Im Gegenteil. Die Agenda 2010 hätte die Partei gespalten und seitdem gebe es eine erstarkte Partei Die Linke, die die SPD nicht mehr los würde. Die Migrationspolitik sei ein Problem, das die CDU geschaffen habe und selber lösen müsse. Man könne von der SPD nicht noch einmal erwarten, dass sie jetzt die CDU rechts überholt und ihre Arbeit mache.


Interessant fand ich auch, was mir ein CDU-Bundesminister zwei Jahre nach der Flüchtlingskrise von 2015 sagte. Es habe im Oktober 2015 massive Unruhe in der Bundestagsfraktion gegeben. Es war klar, dass diese politische Entscheidung falsch war. Er hatte damals gleichwohl die Kanzlerin unterstützt, weil dies ansonsten dazu geführt hätte, dass die Existenz der Partei auseinandergebrochen wäre. Das wäre das Ende der CDU gewesen.


Ich bin der Meinung, dass die Loyalität gegenüber dem Staat, dem deutschen Volk und gegenüber dem Recht weiter gehen sollte als gegenüber der eigenen Partei.


Ich bin im Dezember 1978 der Jungen Union beigetreten. Seit 1987 bin ich Mitglied der CDU. Ich bin damals nicht der Partei beigetreten, weil ich für die Abschaffung des Braunkohleabbaus war, ich trat der Partei auch nicht bei, weil ich damals für die Abschaffung der Wehrpflicht war, auch bin ich der Partei nicht deshalb beigetreten, weil ich in der Flüchtlingspolitik gegen eine Obergrenze bin, ich bin ihr nicht beigetreten, weil ich die Energiewende will, auch nicht wegen des Mindestlohns, ich bin ihr aber auch nicht wegen Helmut Kohl oder Angela Merkel beigetreten, die vermutlich zu dem Zeitpunkt, sich noch nicht einmal vorstellen konnte, in die CDU einzutreten. All das, was heute Politik der CDU, waren nicht damals nicht die Werte der CDU. Ich bin eingetreten wegen bestimmter Werte. Und das waren und sind keine konservativen oder rechten Werte. Und das waren auch die Werte der CDU Deutschlands. Ich habe leider in den vergangenen Jahren wahrnehmen müssen, dass viele dieser Werte fallen gelassen wurden und – dass SPD und Grüne thematisch von der Parteiführung der CDU weitestgehend enteignet wurden. Dies hat zwar dazu geführt, dass die Union immer koalitionsfähig blieb und die SPD wahrscheinlich auf absehbare Zeit sich keine Gedanken mehr über den Kanzlerkandidaten, sondern über die Fünfprozentklausel machen muss. Ich nehme wahr, dass viele Funktionäre in der CDU eine eigene Agenda haben, vielleicht eine Karriere-Agenda, die nicht immer identisch ist mit den Wertvorstellungen und Forderungen der Mitglieder und mit den Problemen vieler Menschen in diesem Land. Ich sehe die Aufgabe der WerteUnion darin, dass sie als Graswurzelbewegung die Funktionäre der Partei immer wieder daran erinnert, dass es nicht Ziel der Partei sein darf, dass die Partei um jeden Preis koalitionsfähig ist und Teil der Bundesregierung ist, sondern dass eine Politik im Sinne ihrer Mitglieder gestaltet wird. Ein Ende der sog. großen Koalition und Neuwahlen wären für Deutschland und die CDU besser als ein weiteres Verschenken von christdemokratischen Werten. Die Partei ist nicht das Eigentum der Funktionäre. Gerade deshalb ist die WerteUnion wichtig.
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